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1 Ausgangslage 

2012 lancierte die Evangelisch-reformierte Landeskirche des Kantons Zürich den Reformprozess 

KirchGemeindePlus (KGPlus). Damit reagiert sie auf die zunehmenden Herausforderungen, die sich 

besonders kleinen Kirchgemeinden bei der Wahrnehmung ihres Auftrags in allen Handlungsfeldern 

stellen. Die Gründe dafür sind letztlich im Mitgliederverlust und in gesellschaftlichen Veränderun-

gen wie der Individualisierung und Pluralisierung zu suchen, mit denen sich die Evangelisch-

reformierte Landeskirche konfrontiert sieht. Das Ziel des Reformprozesses besteht entsprechend 

darin, den Spielraum und die Entwicklungsmöglichkeiten der Kirchgemeinden durch übergemeind-

liches Zusammenwirken zu vergrössern. Der Prozess soll dazu beitragen, dass die Landeskirche bzw. 

die Kirchgemeinden ihren Auftrag auch künftig gut erfüllen können. 

Der Reformprozess soll sowohl von unten nach oben gestaltet wie von oben nach unten geführt 

und begleitet werden. Die ersten beiden Projektphasen (2013-14/2014-2015) dienten dem Dialog, 

um die Kirchgemeinden und die weiteren Gremien in das Projekt aufzunehmen. In der dritten Pha-

se (2015-2017) soll der Reformprozess verbindlicher geführt werden. Dafür hat der Kirchenrat bzw. 

die installierte Projektgruppe Planungsgrundlagen erarbeitet, die als Bezugsrahmen dienen.1 Diese 

Planungsgrundlagen sind im „Antrag und Bericht des Kirchenrates an die Kirchensynode betreffend 

KirchGemeindePlus“ vom April 2016 zusammengefasst (kurz „Synodebericht 2016“). Im Synodebe-

richt erläutert der Kirchenrat die Fusion als geeignetste Form der Zusammenarbeit für eine nahe, 

vielfältige und profilierte Kirche, skizziert einen Reformplan möglicher künftiger Kirchgemeinden in 

einer Übersichtskarte (Abbildung 1) und stellt den weiteren Zeitplan vor. Im Juli 2016 hat die Kir-

chensynode den Synodebericht 2016 zur Kenntnis genommen und den Kirchenrat beauftragt, eine 

Vernehmlassung zu KGPlus durchzuführen. Grundlage für die Vernehmlassung bildet der Synode-

bericht 2016, wobei im Bericht zur Vernehmlassung neben der Fusion auch andere denkbare For-

men der Zusammenarbeit ausgeführt werden (vgl. Kapitel 2). Die Vernehmlassung soll so „die Plau-

sibilität von Reformplan, Zeitplan und Zusammenschluss als favorisierter Organisationsform prü-

fen“. 2 Basierend auf der Vernehmlassung sollen die Planungsgrundlagen überarbeitet werden. Ziel 

des Kirchenrates ist es, der Kirchensynode im Juni 2017 das Konzept zur Neugestaltung der Kirch-

gemeinden vorzulegen. Danach kann in einer vierten Phase (2017-2023) mit der Umsetzung be-

gonnen werden. 

Die Vernehmlassungsunterlagen  – bestehend aus einem erläuternden Bericht und einem Fragebo-

gen (Anhang A1) – wurden im September 2016 an die Kirchgemeinden und übergemeindlichen 

Gremien durch die Projektgruppe KGPlus verschickt. Eine Liste aller zur Vernehmlassung eingelade-

nen Institutionen findet sich unter Anhang A2. Die Kirchgemeinden wurden gebeten, bis Ende Ja-

nuar 2017 dazu Stellung zu nehmen.  

Die Projektgruppe KGPlus beauftragte Büro Brägger mit der Auswertung der Vernehmlassungsant-

worten. Diese findet sich im vorliegenden Bericht. An der Ausführung der Arbeiten waren beteiligt: 

Martina Brägger (Projektleitung, Bericht), Daniela Eberli (Datenaufbereitung, Auswertung, Bericht) 

und Lukas Posselt (Datenerfassung). 

                                                             

1
  Alle Informationen zum Reformprozess KirchGemeindePlus finden sich auf unter www.kirchgemeindeplus.ch.  

2
  Erläuterungen zu «Vernehmlassung zum Projekt KirchGemeindePlus», S.2. 
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2 Gegenstand der Vernehmlassung 

Bereits vor dem Reformprozess KGPlus haben Kirchgemeinden die Zusammenarbeit untereinander 

gesucht. In mehreren Regionen laufen aktuell zudem Zusammenschlussprojekte. Die Landeskirche 

unterstützte diese Projekte seit 2016 durch finanzielle Beiträge, wobei die Synode im Januar 2017 

einer Verlängerung dieser Beiträge zustimmte. Seit 2013 wurden drei Kirchgemeindefusionen be-

schlossen. In der Stadt Zürich läuft zudem ein Reformprozess zum Zusammenschluss aller Ver-

bandsgemeinden (Stadtverband Zürich) zu einer Kirchgemeinde Zürich. Aufgrund dieser speziellen 

Situation wurde mit der Projektgruppe KGPlus abgemacht, dass die Kirchgemeinden des Stadtver-

bandes Zürich keine detaillierte Vernehmlassungsantwort einzureichen haben. Ihnen stand aber 

offen, zum laufenden Reformprozess schriftlich Stellung zu nehmen.  

Eine Übersicht über die beschlossenen Kirchgemeindefusionen und aktuellen Zusammenschluss-

projekte, die von der Landeskirche subventioniert werden, gibt die Karte in Abbildung 2. Die Über-

sicht stellt die Situation im Dezember 2016 dar. Die im Rahmen des Reformplans erstellte Karte 

über mögliche zukünftige Kirchgemeinden (Abbildung 1) datiert vom Juli 2016 und bildet die Reali-

tät nicht mit der gleichen Aktualität bzw. Genauigkeit ab. Der Reformplan strebt zudem an, keine 

Kirchgemeinde alleine zu lassen. Auf die Festlegung einer Mindestmitgliederzahl wurde bei der 

Skizzierung der neuen Kirchgemeinden bewusst verzichtet. Der Kirchenrat betrachtet eine Richt-

grösse von 5‘000 bis 7‘000 Mitglieder aber als ideal. In der Vernehmlassung wurde die Reformplan-

Karte zur Diskussion gestellt mit dem Vermerk, dass es sich um einen Entwurf handelt, der zu Vor-

schlägen für andere Konstellationen herausfordern will. Auch wurde vermerkt, dass es sich bei den 

skizzierten Gebilden nicht zwingend um fusionierte Kirchgemeinden handelt. Der Kirchenrat favori-

siert zwar den Zusammenschluss bestehender Kirchgemeinden zu grösseren Kirchgemeinden, stellt 

aber auch alternative Zusammenarbeitsformen zur Auswahl:  

- Zusammenarbeitsvertrag 

- Anschlussvertrag 

- Kirchgemeindeverband 

- Interkommunale Anstalt 

- Juristische Person des Privatrechts  

In den Vernehmlassungsunterlagen sind die möglichen Zusammenarbeitsformen eingehend be-

schrieben. Die Kirchgemeinden und weiteren teilnehmenden Gremien waren in der Vernehmlas-

sung aufgefordert, zum Reformplan Stellung zu nehmen, die von ihnen favorisierte Zusammenar-

beitsform anzugeben und auf die aus ihrer Sicht geltenden Vor- und Nachteile der verschiedenen 

Formen einzugehen. Als weitere Grundlage sind in den Vernehmlassungsunterlagen zudem zwei 

Organisationsmodelle für Zusammenschlussgemeinden dargestellt, die eine Idee davon geben, wie 

die lokalen Anliegen in einer regionalen Organisation berücksichtigt werden können. In beiden 

Modellen trägt die Kirchenpflege die strategische Verantwortung. Beide Modelle bauen zudem auf 

Teams als kleinste operative Einheiten. Im Modell A liegt die operative Leistung bei einer Ge-

schäftsleitung, die die Teams koordiniert. Im Modell B delegiert die Kirchenpflege einen Teil der 

strategischen Leistung an Kommissionen, die für ein Team oder mehrere Teams verantwortlich 

sind. Die beiden Modelle sind nicht Gegenstand der Vernehmlassung, sondern werden parallel mit 

verschiedenen Vertretern der Evangelisch-reformierten Landeskirche des Kantons Zürich diskutiert.  

Der Kirchenrat würde es im Weiteren begrüssen, wenn neuen Strukturen durch den Zusammen-

schluss von Kirchgemeinden bis 2019 implementiert werden. Dadurch liesse sich die Stellenzutei-
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lung für die Amtsdauer 2020-2014 der Pfarrer/innen optimal vorbereiten. Aus Rücksicht auf unter-

schiedliche Tempi der Kirchgemeinden können Kirchgemeindefusionen dennoch innerhalb von vier 

Zeitfenstern (2017, 2019, 2021, 2023) bewilligt werden. Auch hierzu waren die Kirchgemeinden 

und weiteren Gremien aufgefordert, im Rahmen der Vernehmlassung Stellung zu nehmen.  

Abbildung 1: Entwurf Karte zukünftiger Kirchgemeinden aus Reformplan 

 

(Stand Juli 2016) 
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Abbildung 2: Zusammengeschlossene Kirchgemeinden und laufende Zusammenschlussprojekte 

 

(Stand 6. Dezember 2016)   
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3 Vorgehen 

Die Projektgruppe KGPlus sammelte die Vernehmlassungsantworten und leitete diese laufend an 

uns weiter. Wir übertrugen sämtliche Antworten aus den ausgefüllten Fragebogen in ein vorberei-

tetes Frageraster basierend auf Excel. Jede Zeile repräsentiert einen Vernehmlassungsteilnehmen-

den, während die Spalten die Antworten auf die einzelnen Fragen enthalten. Die Vernehmlassung 

schloss Ende Januar 2017, wir nahmen aber Rückmeldungen bis am 20.02.2017 in das Dokument 

und folglich in die Auswertung der Vernehmlassung auf. Eine Übersicht über die Beteiligung an der 

Vernehmlassung folgt im nächsten Kapitel.  

Der Fragebogen zur Vernehmlassung umfasst zwei Typen von Fragen: Einerseits enthält er eine 

Reihe von geschlossenen Fragen zur Beurteilung der bevorzugten Form der Zusammenarbeit, des 

Reform- und des Zeitplans. Anderseits enthält der Fragebogen offene Fragen, in denen die Ver-

nehmlassungsteilnehmenden ihre Einschätzung als freien Text eingeben konnten. Während wir die 

Antworten auf die geschlossenen Fragen nach einer Plausibilisierung von nicht eindeutigen Ant-

worten auszählten, war die Aufbereitung und Auswertung der offenen Fragen deutlich komplexer. 

So bereiteten wir die Antworten zu den offenen Fragen in einem ersten Schritt wo nötig so auf, 

dass alle Rückmeldungen inhaltlich bei den entsprechenden Fragen beziehungsweise Themen zu-

geordnet waren. Die Sichtung des Datenmaterials zeigte, dass sich die Teilnehmenden in ihren 

Stellungnahmen auch auf den Prozess KGPlus im Allgemeinen bezogen. Daher ordneten wir die 

Antworten neben den drei vorgegebenen Themen – Formen der Zusammenarbeit, Reformplan und 

Zeitplan – auch diesem vierten Thema zu. Basierend auf dem Datenmaterial entwarfen wir in ei-

nem nächsten Schritt für die vier Themen ein Kategoriensystem und wiesen die Antworten inhalt-

lich den entsprechenden Kategorien zu (Anhang A3). Dieses Vorgehen erlaubt einen schnellen Zu-

griff nach Stichworten (Kategorien) auf die Originalantworten. Da die Antworten zu den Zusam-

menarbeitsformen und dem Reformplan sehr ausführlich waren, erstellten wir ein sehr grobes 

Kategoriensystem. Aufgrund dieses Kategoriensystems können wir im vorliegenden Bericht erste 

Einschätzungen zur Beurteilung der verschiedenen Formen der Zusammenarbeit geben. Diese gro-

be Kategorisierung ermöglicht zudem das Bündeln der Aussagen und kann somit die Grundlage für 

eine vertiefte, inhaltliche Analyse bilden. Generell bestand bei der Kategorisierung und Auswertung 

der offenen Fragen eine Herausforderung darin, dass einige Vernehmlassungsantworten sehr aus-

führlich sind und Aspekte zu mehreren Themen enthalten. Diese Antworten trennten wir wo sinn-

voll und möglich. Teilweise sahen wir aber von einer Trennung ab, da dies das Verständnis und die 

Erfassung des Zusammenhangs der Antworten erschwert hätte. Weitere Informationen, um die 

Rückmeldungen zu kontextualisieren, haben wir nicht in die Auswertung einbezogen. 

Die Auswertung der Daten erfolgte im Weiteren nach folgender Gliederung: Einerseits sollen das 

Gesamtergebnis der Vernehmlassung dargestellt werden, wobei zwischen Kirchgemeinden und 

Gremien zu unterscheiden war. Andererseits sollten die im Reformplan für neue Gebilde vorge-

schlagenen Kirchgemeinden eingehender betrachtet werden. Dabei war zu prüfen, ob die Gebilde, 

die im Reformplan vorgeschlagen sind, den von den Kirchgemeinden favorisierten Gebilden ent-

sprechen. Da die Kirchgemeinden der Stadt Zürich eine gemeinsam erarbeitete, kurze Stellung-

nahme abgegeben haben, fokussiert die gesamte Auswertung auf die Situation der Kirchgemeinden 

ausserhalb der Stadt beziehungsweise des Bezirks Zürich.  
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4 Ergebnisse 

4.1 Beschreibung der Stichprobe 

Tabelle 1 gibt einen Überblick über die eingegangenen Vernehmlassungsantworten nach den ver-

schiedenen Akteuren. Wie die Tabelle zeigt, sind insgesamt 150 Stellungnahmen auf der Ebene der 

Kirchgemeinden eingegangen, wobei 137 der Stellungnahmen von Kirchgemeinden ausserhalb der 

Stadt Zürich stammen. Diese Stellungnahmen verfassten unterschiedliche Akteure innerhalb der 

Kirchgemeinde: die Kirchenpflege – mit oder ohne Gemeindekonvent, der Gemeindekonvent sepa-

rat (4 Fälle) oder das Pfarramt separat (1 Fall). Da insgesamt 70.3 Prozent3 der Kirchgemeinden den 

Gemeindekonvent bei der Beantwortung miteinbezogen haben, geben die Stellungnahmen auf 

Ebene der Kirchgemeinden mehrheitlich die Meinung der jeweiligen Kirchenpflege, zusammen mit 

dem Gemeindekonvent, wieder. Im Bericht sprechen wir daher nur von „Kirchgemeinden“ (KG). 

Wie bereits erläutert, haben zudem die Stadtzürcher Kirchgemeinden eine gemeinsame Antwort 

verfasst. Einzelne Stadtzürcher Kirchgemeinden haben diese gegebenenfalls um einige Präzisierun-

gen ergänzt. 

Da in einigen Kirchgemeinden mehrere Akteure teilgenommen haben oder – wie in einem Fall – 

Kirchgemeinden gemeinsam geantwortet haben4, präsentiert die Tabelle eine bereinigte Anzahl der 

Kirchgemeinden. Diese zeigt an, dass sich 147 von insgesamt 170 eingeladenen Kirchgemeinden an 

der Vernehmlassung beteiligten. Schliesst man die Stadtzürcher Kirchgemeinden aus, so haben 

insgesamt 134 von 137 Kirchgemeinden teilgenommen. 5  

In der Tabelle sind die Gremien weiter in die vier Gruppen Bezirkskirchenpflegen, Pfarrkapitel, Dia-

konatskapitel sowie weitere Teilnehmende getrennt, wobei diese letzte Gruppe namentlich Ver-

bände, Vereine, Visitatoren und Visitatorinnen sowie Vertretungen der katholischen Kirche um-

fasst. Diese Einteilung scheint sinnvoll, da die Bezirkskirchenpflegen, Pfarrkapitel sowie Diakonats-

kapitel denselben geographischen Gebieten zugeordnet werden können wie die Kirchgemeinden. 

Ihre Stellungnahmen – besonders betreffend Reformplan – sind auch in Bezug auf dieses Gebiet zu 

verstehen. Bei der Gruppe der weiteren Teilnehmenden ist zudem zu beachten, dass die Verbände 

der kirchlichen Berufsgruppen deutlich stärker in den Prozess involviert sind, was auch die Art und 

Weise der Stellungnahme beeinflusst, als die übrigen Teilnehmenden.  

Wie die Erarbeitung der Stellungnahme in den Gremien ablief, ist aus den Dokumenten nur bedingt 

zu eruieren. 8 Gremien haben nicht angegeben, wie viele Mitglieder bei der Beantwortung mitwirk-

ten. Bei den restlichen Gremien haben je mindestens drei Mitglieder an der Stellungnahme mitge-

wirkt. Folglich sind Einzelstellungnahmen die Ausnahme. Darauf weisen auch die Formulierungen in 

den Stellungnahmen hin. 

 

 

                                                             

3
  Exkl. Stadtzürcher Kirchgemeinden. 4 Kirchgemeinden haben die Frage nach dem Einbezug des Gemeindekon-

vents nicht beantwortet, dazu kommen die 5 Fälle, in denen der Gemeindekonvent separat oder das Pfarramt 

separat geantwortet hat. 
4
  Kirchgemeinden Buchs, Dällikon-Dänikon, Otelfingen-Boppelsen-Hüttikon und Regensdorf. 

5
  Nicht teilgenommen haben Dättlikon, Hirzel und Kappel am Albis. Hirzel wird mit Horgen fusionieren und hat 

daher vermutlich auf eine Stellungnahme verzichtet. Die Gründe für das Fehlen einer Reaktion der Kirchge-

meinden Dättlikon und Kappel am Albis sind nicht bekannt. 
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Tabelle 1: Übersicht über die Teilnahme an der Vernehmlassung nach Akteuren 

 Teilnehmende 
Beteiligung 

total bereinigt eingeladen 

Kirchgemeinden total 150 147 170 86.5% 

 Kirchgemeinden (exkl. Stadt Zürich) 137 134 137 97.8% 

 Kirchgemeinden (Stadt Zürich) 13 13 33 39.4% 

Bezirkskirchenpflegen 9 9 12 75.0% 

Pfarrkapitel 10 10 12 83.3% 

Diakonatskapitel 4 4 4 100.0% 

weitere Teilnehmende 18 18 - - 

Bemerkung: „Teilnehmende total“ bezieht sich auf sämtliche Stellungnahmen, inkl. doppelte oder gemeinsame 

Antworten von Kirchgemeinden, „Teilnehmende bereinigt“ zählt je eine Antwort pro Kirchgemeinde. Die Erläute-

rungen zur Vernehmlassung listen 12 weitere Teilnehmende auf. Davon haben sich 9 Organisationen beteiligt. Es 

haben sich aber zusätzlich weitere Akteure beteiligt, die ebenso dieser Gruppe zugeordnet werden können, weswe-

gen wir von einer Statistik zur Beteiligung absehen. 

4.2 Beurteilung der Zusammenarbeitsformen 

Dieses Unterkapitel widmet sich den Rückmeldungen zu Teil I des Vernehmlassungsberichts, in 

welchem die Möglichkeiten der Zusammenarbeit zwischen den Kirchgemeinden dargestellt sind. Im 

ersten Abschnitt sind die Rückmeldungen der Kirchgemeinden und deren bevorzugte Form der 

Zusammenarbeit erläutert. Im zweiten Abschnitt folgen die Rückmeldungen der Gremien (Bezirks-

kirchenpflegen, Pfarr- und Diakonatskapitel, weitere Teilnehmende). 

4.2.1 Kirchgemeinden 

Abbildung 3 illustriert die Antworten der Kirchgemeinden (exkl. Stadt Zürich) zur Frage nach der 

bevorzugten Form der Zusammenarbeit. Die Mehrheit favorisiert den Zusammenarbeitsvertag (58 

Nennungen, 53.7 % aller gültigen Antworten). Kirchgemeinden, die die Fusion präferieren, bilden 

ebenfalls eine grosse Gruppe (46 Nennungen, 42.6 %). Demgegenüber bevorzugen nur einzelne 

Kirchgemeinden den Kirchgemeindeverband (4 Nennungen, 3.7%). Den Anschlussvertrag, die inter-

kommunale Anstalt sowie die Gründung einer juristischen Person des Privatrechts betrachtet keine 

Kirchgemeinde als geeignetste Form der Zusammenarbeit.  

Die Akteure waren gebeten, eine Form der Zusammenarbeit auszuwählen. 18 nannten aber mehre-

re Formen. Auch diese Antworten zeigen die klare Präferenz für die drei Formen Fusion, Zusam-

menarbeitsvertrag oder Kirchgemeindeverband. In 10 der 18 Fälle gaben die Kirchgemeinden so-

wohl die Fusion als auch den Zusammenarbeitsvertrag an. In 4 der 18 Fälle nannten die Kirchge-

meinden den Zusammenarbeitsvertrag oder den Kirchgemeindeverband als bevorzugte Formen. In 

2 weiteren Fällen sahen die Kirchgemeinden eine Fusion oder den Kirchgemeindeverband als Form 

an, in der sie bevorzugt zusammenarbeiten wollen. Einzelne Kirchgemeinden präferieren neben 

einer oder mehrerer dieser drei Formen auch den Anschlussvertrag oder die interkommunale An-

stalt. Aus den Stellungsnahmen ergeben sich verschiedene Gründe für diese Mehrfachantworten. 
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Einerseits sehen die Kirchgemeinden den Zusammenarbeitsvertrag oder den Kirchgemeindever-

band als Vorstufe zu einer möglichen Fusion, die erst angestrebt wird, wenn sich die Zusammenar-

beit etabliert hat. Anderseits befinden die Kirchgemeinden solche Formen auch als politisch mach-

barer als eine Fusion. Teilweise sehen die Kirchgemeinden schlicht in mehreren Formen Vor- und 

Nachteile. Neben diesen 18 Mehrfachnennungen gaben 11 Kirchgemeinden keine Antwort auf die 

Frage. 

Abbildung 3: Bevorzugte Form der Zusammenarbeit aus Sicht der Kirchgemeinden (N=137) 

 

Bemerkungen: exkl. Stadtzürcher Kirchgemeinden 

Kirchgemeinden, die nicht die Fusion als präferierte Form der Zusammenarbeit angaben, wurden 

weiter gefragt, ob sie ihre gewählte Form der Zusammenarbeit als einen Zwischenschritt zu einer 

künftigen Fusion auffassen. Insgesamt haben 68 dieser Kirchgemeinden diese Frage beantwortet.6 

Wie Abbildung 4 zeigt, sehen 27 dieser Kirchgemeinden (40%) ihre gewählte Form der Zusammen-

arbeit als einen Zwischenschritt zur Fusion, während 41 Kirchgemeinden (60%) dies ablehnen.  

Abbildung 4: Beurteilung zum Verhältnis von Zusammenarbeitsvertrag und Fusion (n=68) 

 

Bemerkungen: Exkl. Stadtzürcher Kirchgemeinden, 45 Kirchgemeinden sind für Fusion und sind von der Frage aus-

geschlossen. 23 der restlichen 91 Kirchgemeinden beantworteten diese Frage nicht. 

                                                             

6
  Insgesamt haben 23 Kirchgemeinden die Frage nicht beantwortet. Dazu zählen 7 Kirchgemeinden, die bereits 

die vorherige Frage nicht beantworteten und 6 Kirchgemeinden, die mehrere Formen bei der vorherigen Frage 

angaben – darunter die Fusion. 
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Neben diesen zwei geschlossenen Fragen wurden die Kirchgemeinden gebeten, ihre Überlegungen 

zu den Zusammenarbeitsformen zu erläutern und den ersten Teil der Vernehmlassung zu den 

denkbaren Zusammenarbeitsformen allgemein zu beurteilen. Diese Überlegungen sind teilweise 

sehr ausführlich, weswegen wir hier nur eine Übersicht darüber geben können, wie die Kirchge-

meinden ihre bevorzugte Form der Zusammenarbeit begründen und was sie als Vor- und Nachteile 

der verschiedenen Formen sehen. Um Aussagen darüber zu machen, welche Punkte relevanter 

erscheinen oder öfters genannt werden, bedürfte es einer vertieften Analyse. 

Wie Abbildung 3 zeigte, präferiert zwar nur eine Minderheit (46 von 137) der Kirchgemeinden eine 

Fusion. Die Fusion wird in den Stellungnahmen aber am meisten diskutiert. Nur in einzelnen Stel-

lungnahmen befassen sich die Kirchgemeinden allgemein mit allen möglichen Organisationsmodel-

len. Generell sehen die Kirchgemeinden folgende Vorteile einer Fusion (ohne Gewichtung der Nen-

nungen): 

- dauerhafte, klare Verhältnisse schaffen 

- übersichtliche Strukturen schaffen 

- nachhaltige Lösung für kleine Gemeinden 

- Planungssicherheit schaffen 

- echte Reform ermöglichen, gemeinsames Gestalten von etwas Neuem ermöglichen 

- Mitsprache der Gemeindemitglieder erhalten 

- Vielfalt an Angeboten vergrössern, Diversität der Mitglieder und Religiosität ermöglichen 

- Synergien nutzen 

- Verwaltung zentralisieren und professionalisieren 

- Behördenmitglieder einfacher rekrutieren 

Teilweise begründen sie die Fusion auch damit, dass Nachteile anderer Formen überwiegen:  

- andere Formen sind komplizierter, brauchen mehr Absprachen, mehr Gremien 

- andere Formen muss man wieder anpassen, bilden aufwändige Zwischenlösung 

- Fusion ist verbindlicher, andere Formen kann man kündigen 

Demgegenüber sehen die Kirchgemeinden die folgenden generellen Nachteile einer Fusion, die in 

einer anderen Sichtweise auch als Herausforderungen betrachtet werden können:  

- Nähe, Identität, lokale Autonomie gehen verloren 

- durch professionalisierte und zentralisierte Verwaltung gibt es höhere Kosten 

- Einsprachemöglichkeiten der einzelnen Mitglieder beziehungsweise der kleinen Gemeinden 

wird bei grösseren Gebilden kleiner  

- durch Professionalisierung und Verlust von Nähe kann Freiwilligenarbeit zurückgehen 

- Angebote werden abgebaut 

- Schaffung grosser Organisation mit komplizierten Substrukturen und langen Entscheidungs-

wegen 

- Fusion alleine kann Mitgliederschwund nicht stoppen 

- Fusion kann nicht rückgängig gemacht werden 

- kirchliche Gemeindefusionen gehen politischen Gemeindefusionen vorher 
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Den Zusammenarbeitsvertrag bevorzugen 58 der Kirchgemeinden (Abbildung 3). In ihren Stellung-

nahmen kommen die folgenden Vorteile des Zusammenarbeitsvertrags zum Ausdruck: 

- sanftes Zusammenwachsen von Kirchgemeinden ermöglichen und mögliche künftige Fusion 

vereinfachen 

- Ausprobieren des Zusammenarbeitens ermöglichen 

- Gemeindeautonomie erhalten, eigene Finanzen erhalten 

- Mehrwert erzielen, durch bedürfnisgerechte, flexible Zusammenarbeit in einzelnen Bereichen 

- keine weiteren Hierarchien schaffen 

- Möglichkeit, Vertrag zu kündigen oder neu auszuhandeln 

- Nähe zu Kirchenmitglieder erhalten 

- ehrenamtliches Engagement fördern 

- finanzielle Unterschiede besser abfangen 

Den Kirchgemeindeverband präferieren zwar lediglich 4 Kirchgemeinden (Abbildung 3), er wird 

aber in Stellungnahmen von insgesamt 9 Kirchgemeinden diskutiert. Prinzipiell sehen die Kirchge-

meinden ähnliche Vorteile im Kirchgemeindeverband wie im Zusammenarbeitsvertrag:   

- Aufgaben regional lösen, administrative Aufgaben delegieren 

- nachhaltige Strukturen aufbauen, indem der Kirchengemeindeverband auch bei einem Wech-

sel der Kirchenpflegen hinweg besteht 

- starke Stellung der Kirchgemeinden beibehalten 

- Zusammenarbeitsbereiche individuell definieren und gegebenenfalls ausbauen 

- Milizsystem für Behörden beibehalten 

- speziell im Fall von Winterthur: einen bereits funktionierenden Stadtverband stärken 

Neben den drei diskutierten Formen der Zusammenarbeit fügen einige Kirchgemeinden an, dass 

eine Zusammenarbeit auch ohne Vertrag möglich sei und bereits stattfinde, gerade wenn es sich 

um situative, punktuelle Zusammenarbeit im Rahmen von Projekten oder Anlässen handle. Auch 

betonen einige Kirchgemeinden, dass sie den momentanen eigenständigen Zustand für ideal hal-

ten. Äusserungen zu den anderen vorgestellten Formen der Zusammenarbeit werden keine ge-

macht. Teilweise geben die Kirchgemeinden auch explizit an, sich in der Diskussion nur mit der 

Fusion und dem Zusammenarbeitsvertrag befasst zu haben. Einige Kirchgemeinden verweisen zu-

dem darauf, dass sie sich momentan noch auf keine Form der Zusammenarbeit festlegen können 

oder möchten, da sie zusammen mit anderen Kirchgemeinden und der Bevölkerung abklären 

möchten, welche Form sie als geeignet ansehen. Auch bei diesen Kirchgemeinden stehen nur die 

Fusion, der Zusammenarbeitsvertrag und der Kirchgemeindeverband zur Diskussion. 

4.2.2 Gremien 

Abbildung 5 illustriert analog zu den Kirchgemeinden die bevorzugte Zusammenarbeitsform aus 

Sicht der Gremien. Die Abbildung macht deutlich, dass die Bezirkskirchenpflegen als einziges Gre-

mium Fusionen bevorzugen, während die Pfarrkapitel und die weiteren Teilnehmenden in der 

Mehrheit den Zusammenarbeitsvertrag präferieren. Ein Drittel der weiteren Teilnehmenden hat 

sich aber nicht zur Frage nach der bevorzugten Form der Zusammenarbeit geäussert. Wiederum 

nennen verschiedene Akteure mehrere Formen als präferierte Form der Zusammenarbeit. Dies 
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drückt aus, dass die Akteure den Kirchgemeinden selbst die Wahl geben möchten oder verschiede-

ne Formen als geeignet betrachten. Die BKP Horgen und das Diakonatskapitel Zürich-Unterland 

bevorzugen den Zusammenarbeitsvertrag und die Fusion. Das Diakonatskapitel Zürich-Oberland 

sieht die Fusion, den Zusammenarbeitsvertrag, den Anschlussvertrag sowie den Kirchgemeindever-

band als mögliche Formen an. 

Abbildung 5: Bevorzugte Form der Zusammenarbeit aus Sicht der Gremien 

 

Analog zu den Kirchgemeinden wurden auch die Gremien danach gefragt, aus welchen Überlegun-

gen sie eine Form der Zusammenarbeit präferieren und wie sie den ersten Vernehmlassungsteil zu 

den denkbaren Zusammenarbeitsformen beurteilen. Ein erster Blick auf die Antworten der Gremi-

en zeigt, dass diese ihre generellen Präferenzen ähnlich wie die Kirchgemeinden begründen und 

gleiche Vor- und Nachteile der verschiedenen Zusammenarbeitsformen aufzählen. Daher wird an 

dieser Stelle auf weitere Ausführungen verzichtet. Allerdings lassen die Stellungnahmen der Gremi-

en klar darauf schliessen, dass sie Mühe haben, sich eindeutig für eine Form auszusprechen. Dem-

entsprechend begründen sie in ihren Stellungnahmen die Vor- und Nachteile der verschiedenen 

Formen ausführlich und sprechen sich dafür aus, individuelle Lösungen für die Kirchgemeinden zu 

finden und verschiedene Formen der Zusammenarbeit zu ermöglichen. So begrüssen sie – nament-

lich die Bezirkskirchenpflegen – auch Zusammenarbeitsverträge als einen ersten Schritt, auch wenn 

sie selbst in Fusionen mehr Vorteile sehen. Weiter sprechen sie sich auch für kleinere Zusammen-

schlüsse aus. In den Stellungnahmen thematisieren die Gremien dabei aber nur die Formen der 

Fusion und des Zusammenarbeitsvertrag. Den Kirchgemeindeverband erörtert einzig die Bezirkskir-

chenpflege Winterthur, die sich für verschiedene Formen der Zusammenarbeit im Bezirk ausspricht 

und den Zusammenarbeitsvertrag als bevorzugte Form angekreuzt hat. Nicht besprochen wird die 

vertragslose Zusammenarbeit. 

4.3 Aktueller Stand der Zusammenarbeit und Beurteilung des Reformplans 

Dieses Unterkapitel widmet sich den Rückmeldungen zum Reformplan in Teil II der Erläuterungen 

zur Vernehmlassung. Ein erstes Unterkapitel präsentiert die generelle Einschätzung des Reform-
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plans aus Sicht der Kirchgemeinden und Gremien. In den darauffolgenden zwölf Unterkapiteln folgt 

die Auswertung der Rückmeldungen zum Reformplan pro Bezirk. Diese Auswertung verfolgt zwei 

Leitfragen: (1) Sind die Akteure (Kirchgemeinden, Bezirkskirchenpflege, Pfarr- und Diakonatskapi-

tel) mit der Gebietseinteilung im Reformplan einverstanden? (2) Gibt es laufende, gemeinsame 

Projekte und Prozesse zur Stärkung der Zusammenarbeit in den Gemeinden?  

4.3.1 Beurteilung des Reformplans im Generellen 

In der Vernehmlassung wurden die Akteure in einer geschlossenen Frage danach gefragt, ob sie mit 

dem Reformplan einverstanden sind. Abbildung 6 illustriert die Antworten auf diese Frage nach 

Akteur. Die Abbildung zeigt bei allen Akteuren eine relativ starke Ablehnung des Reformplan-

Entwurfs. 26% sämtlicher 137 Vertretungen der Kirchgemeinden sprechen sich für den Reformplan 

aus. 7 Die überwiegende Mehrheit lehnt ihn ab. Wie die Abbildung weiter zeigt, lehnen die Akteure 

auf Ebene der Bezirke, d.h. die Bezirkskirchenpflegen, die Pfarrkapitel sowie die Diakonatskapitel, 

alle den Reformplan ab oder geben dazu keine Antwort. Dies muss aber nicht zwingend so inter-

pretiert werden, als dass diese Akteure die Aufteilung im gesamten Bezirk ablehnen. Vielmehr äus-

sern sich die Akteure generell skeptisch gegenüber einer allgemeinen Planung oder sie sehen bei 

einzelnen spezifischen Gebilden Schwierigkeiten. Da Abbildung 6 keinen Aufschluss darüber gibt, 

wie umstritten die einzelnen Gebilde sind, sei auf die folgenden Abschnitte nach Bezirk verwiesen. 

Abbildung 6: Beurteilung des Reformplan-Entwurfs nach Akteur 

 

Bemerkung: „ungültig“ bezieht sich auf Fragebogen, bei denen „ja“ und „nein“ angekreuzt war oder eine eindeutige 

Auswahl nicht zu identifizieren war. 

Abbildung 7 macht deutlich, dass Kirchgemeinden, die einen Zusammenarbeitsvertrag bevorzugen, 

dem Reformplan seltener zustimmen. Zweierlei Interpretationen dürften dieses Ergebnis erklären: 

Einerseits sehen Kirchgemeinden gerade in Zusammenarbeitsverträgen die Möglichkeit, über wei-

tere Gebiete und bedarfsgerecht zusammenzuarbeiten. Anderseits zeigen die Stellungnahmen, 

dass Kirchgemeinden den Reformplan teilweise auch abgelehnt haben, da sie einer Fusion klar 

skeptisch gegenüber stehen.  

                                                             

7
  Werden nur jene Kirchgemeinden berücksichtigt, die die Frage gültig beantwortet haben, sind es 28%.  
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Abbildung 7: Beurteilung des Reformplans durch die KG nach bevorzugter Form der ZA (N=137) 

 

Bemerkung: „mehrere “ bezieht sich auf Fragebogen, die mehrere Formen der ZA angekreuzt haben. 

Neben diesen geschlossenen Fragen wurden die Kirchgemeinden und Gremien auch in offenen 

Fragen um ihre Beurteilung des Reformplans gebeten. Die Rückmeldungen zu diesen offenen Fra-

gen beinhalten einerseits Beschreibungen von möglichen alternativen Gebilden oder von bereits 

bestehender Zusammenarbeit zwischen Kirchgemeinden. In den folgenden Unterkapiteln (vgl. 

4.3.2) werden diese Rückmeldungen aufgeschlüsselt nach Bezirk und vorgeschlagene Gebilde nach 

Reformplan dargestellt. An dieser Stelle folgt  eine generelle Beurteilung des Reformplans. Da diese 

Rückmeldungen teilweise sehr ausführlich und auch sehr zahlreich sind, können wir im Folgenden 

nur erste Einblicke dazu geben.  

Generell nehmen die Kirchgemeinden nicht nur die Einteilung des für sie in Frage kommenden 

Gebilde, sondern generell den Reformplan skeptisch auf. Kritisch diskutiert werden in den Stellung-

nahmen die Mindestgrössen von Kirchgemeinden sowie die Zweckmässigkeit von grösseren Kirch-

gemeinden. Vor allem in Bezirken mit Landgemeinden (z.B. Andelfingen, Pfäffikon, Hinwil) betrach-

ten die Kirchgemeinden die Gebilde als zu gross. Bei solchen Gebilden sei fraglich, wie die Nähe zur 

Bevölkerung enthalten sei und ob überhaupt Kosten gespart werden könnten. Zudem fügt eine 

Kirchgemeinde an, dass die Zusammenlegung von strukturschwachen Kirchgemeinden nicht 

zweckdienlich sei. Zudem wenden die Kirchgemeinden ein, dass die Übersichtskarte eine Reihe von 

Faktoren nicht (genügend) beachtet habe: 

- bereits bestehende Zusammenarbeit zwischen Kirchgemeinden 

- Anbindungen des öffentlichen Verkehrs 

- Grenzen schulischer oder politischer Gemeinden 

- historisch gewachsene Zusammenarbeit in anderen Bereichen (z.B. Spitex) 

- topographische Begebenheiten 

- Unterschiede in der Sozialstruktur und den Lebenswelten der Bevölkerung 
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Im Weiteren fragen sich einzelne Kirchgemeinden, wie der Reformplan einzuschätzen sei, da die 

Pfarrstellenzuteilung, der Finanzausgleich oder Fragen der Entschuldung – zumindest zum Zeit-

punkt der Vernehmlassung – noch unklar seien. 8 

Vor dem Hintergrund dieser Kritikpunkte und Fragen sehen die Kirchgemeinden den Reformplan 

vor allem als geographisches Produkt, das – zugespitzt formuliert – am Computer entstanden sei 

und auf dem Papier gut aussehe, besonders wenn keine Kirchgemeinde allein gelassen werden 

solle. Einige der Kirchgemeinden betonten daher, dass dieser geographische Reformplan vielmehr 

ein Denkanstoss sei, der bereits früher nützlich gewesen wäre. Andere Kirchgemeinden fühlen sich 

hingegen vor den Kopf gestossen und sehen den Reformplan als aufgedrängt, da der Plan bereits 

bestehende Zusammenarbeiten und Projekte (siehe folgende Unterkapitel) nicht wiederspiegelt 

oder die Kirchgemeinden ihre Bedürfnisse im Allgemeinen nicht genügend eingebunden sehen.  

Die Gremien teilen generell die Einschätzungen der Kirchgemeinden zum Reformplan. Auch sie 

weisen darauf hin, dass verschiedene relevante Faktoren wie z.B. die Infrastruktur oder bestehende 

Zusammenarbeiten im Reformplan nicht beachtet wurden. Dementsprechend betrachten sie den 

Reformplan ebenfalls als ein geographisches Produkt, das zuweilen als Zwang von oben empfunden 

wird, aber zumindest eine Diskussion in allen Kirchgemeinden ausgelöst habe. Zusätzlich äussern 

sich die Gremien auch spezifisch in Bezug auf ihren Hintergrund: 

- Die Bezirkskirchenpflege Meilen bemerkt etwa, dass der Reformplan auf die Gemeinden fokus-

siert sei und unklar bleibe, was dies für die weiteren Ebenen bedeute. Unklar sei, wie die Ebene 

Bezirk geregelt werden solle, welche Aufgaben und Kompetenzen die verschiedenen Ebenen 

haben und wie diese zueinander stehen würden.  

- Die Diakonatskapitel weisen daraufhin, dass Sozialräume, lokale Gegebenheiten und politische 

Realitäten beachtet werden sollen. 

- Die Vertretungen der katholischen Kirche bedauern, dass ihre Einteilung in Seelsorgeräume 

nicht beachtet wurde. 9 

4.3.2 Beurteilung des Reformplans nach Bezirk 

Im Folgenden werden die Ergebnisse nach Bezirk dargestellt. In Abbildung 8 (Seite 18) werden jene 

Projekte dargestellt, die eine Fusion oder eine konkrete Zusammenarbeit anstreben und aus denen 

sich somit zukünftige Strukturen abzeichnen.  

Bezirk Affoltern 

Im Bezirk Affoltern beteiligten sich 12 Vertretungen der insgesamt 13 Kirchgemeinden an der Ver-

nehmlassung. Ebenfalls teilgenommen haben die BKP und das Pfarrkapitel des Bezirks sowie das 

Diakonatskapitel Zürichsee. Insgesamt ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Affoltern die folgen-

den Ergebnisse:  

                                                             

8
  Die Synode entschied sich am 10. Januar gegen Entschuldungskredite,  

 http://www.kirchgemeindeplus.ch/aktuelles/dateien-und-bilder/dateien-und-

bilder/CommuniquSynode20170110.pdf, Stand 23.02.2017. 
9
  Für eine grafische Übersicht siehe: http://www.zhkath.ch/organisation/gv/seelsorgeraeume/plaene, Stand 

23.03.2017. 
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angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

9 Fusion 2 ja 

1 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 0) 9 nein 

0 KG-Verband 1 keine Antwort, ungültig 

1 mehrere angegeben  

1 keine Antwort   

BKP:  Fusion  nein 

Pfarrkapitel: ZA-Vertrag  nein 

Diakonatskapitel: Fusion  keine Antwort 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Affoltern aktuell folgendes Projekt zu einer vertief-

ten Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Im gesamten Bezirk läuft aktuell das Vorprojekt „KirchGemeindePlus Bezirk Affoltern“. Die Ver-

nehmlassung zum Vorprojekt lief parallel mit der Vernehmlassung der Landeskirche zu KGPlus 

bis Ende Januar 2017. 10 Nach der Vernehmlassung sollen die Ergebnisse aufgearbeitet werden, 

so dass die Kirchenpflegen im Frühling Anträge erarbeiten können. Die Kirchgemeinden sollen 

dann im Juni 2017 über die Aufnahme von Fusionsgesprächen abstimmen. Vorgeschlagen wer-

den im Vorprojekt zwei Modelle: eine Bezirkskirchengemeinde oder drei Kirchgemeinden im Be-

zirk Affoltern gemäss Reformplan. Der Lenkungsausschuss des Vorprojektes hat sich für eine 

Kirchgemeinde im Bezirk ausgesprochen. 11 

Im Folgenden werden die Stellungnahmen der einzelnen Vertretungen der Kirchgemeinden präsen-

tiert. Dabei orientieren wir uns an den im Reformplan vorgeschlagenen Gebilden, auch wenn in 

diesem Bezirk zusätzlich dazu die Schaffung einer Bezirkskirchgemeinde zur Diskussion steht. Jene 

Kirchgemeinden, die die Fusion zu einer Bezirkskirchgemeinde bevorzugen, sind grün unterlegt. 

Diese Kirchgemeinden sind zwar in der Mehrheit. Da die Diskussionen noch im vollen Gang sind 

und nicht alle Kirchgemeinden einer Fusion zu einer Bezirkskirchgemeinde oder überhaupt einer 

Fusion zustimmen, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Aussage über die zukünftige(n) Struk-

tur(en) im Bezirk Affoltern möglich.  

Af1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Aeugst am Albis Fusion k.A. Aeugst und Affoltern sind  für eine Bezirk-KG oder Af1, 

in Aeugst sind die Meinungen gespalten. Ottenbach ist 

für eine KG im Bezirk. Obfelden für ZA-Vertrag mit we-

nig Hierarchien, nennt keine spezifischen KG für mögli-

che ZA. 

Affoltern am Albis Fusion nein 

Obfelden ZA-Vertrag nein 

Ottenbach Fusion nein 

 

                                                             

10
  In der Stellungnahme hat die Vertretung von KG Obfelden daher vermutlich die beiden Projekte vermischt und 

bezieht sich stark auf das „Vorprojekt“. 
11

  http://www.ref-saeuliamt.ch/content/e14064/e14066/index_ger.html, Stand 13.02.2017. 
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Af2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Bonstetten Fusion nein Bonstetten ist  für eine KG im Bezirk. Stallikon‘s erste 

Priorität ist ZA-Vertrag, falls Fusion dann für Af2, Stalli-

kon ist aber gemäss Bonstetten nicht an ZA interessiert. 

Hedingen ohne Stellungnahme, da sie den Verlauf des 

Projekts in Bezirk abwarten. 

Hedingen k.A. nein 

Stallikon-Wettswil mehrere ja 

 

Af3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Hausen am Albis Fusion nein 

Hausen a.A. Knonau, Maschwanden, Mettmenstetten 

sind für eine Bezirks-KG, Hausen a.A und Mettmenstet-

ten sehen Af3 als Plan B. Rifferswil ist für eine Fusion 

Af3 und äussert sich nicht zu einer Bezirks-KG. 

Kappel am Albis keine Stellungnahme 

Knonau Fusion nein 

Maschwanden Fusion nein 

Mettmenstetten Fusion nein 

Rifferswil Fusion ja 

 

Bezirk Andelfingen 

Im Bezirk Andelfingen beteiligte sich je eine Vertretung aus sämtlichen 12 Kirchgemeinden an der 

Vernehmlassung. Ebenfalls teilgenommen haben die Bezirkskirchenpflege und das Pfarrkapitel des 

Bezirks sowie das Diakonatskapitel Winterthur-Andelfingen. Insgesamt ergaben die Rückmeldun-

gen im Bezirk Andelfingen die folgenden Ergebnisse:  

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

2 Fusion 2 ja 

10 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 7) 10 nein 

0 KG-Verband 0 keine Antwort, ungültig 

0 mehrere angegeben  

0 keine Antwort   

BKP:  Fusion  nein 

Pfarrkapitel: ZA-Vertrag  nein 

Diakonatskapitel: keine favorisierte Form  nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Andelfingen aktuell folgende Projekte bezüglich 

einer vertieften Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeinden Benken, Marthalen, Ossingen, Rheinau-Ellikon und Trüllikon-Truttikon 

streben im Projekt „Kirchgemeinden Weinland Mitte“ einen Zusammenarbeitsvertrag an, der 

später zu einer Fusion führen könnte. 12 Die entsprechenden Gemeinden sind in den folgenden 

Übersichtstabellen türkis unterlegt.  

                                                             

12
  http://www.ref-marthalen.ch/content/e12624/e14308/index_ger.html, Stand 13.02.2017. 
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- Die Kirchgemeinden Feuerthalen und Laufen am Rheinfall (blau) planen eine verbindliche Zu-

sammenarbeit mit Zusammenarbeitsvertrag, allenfalls als Zwischenschritt zur Fusion. 

- Die ehemaligen Kirchgemeinden Berg am Irchel, Buch am Irchel und Flaach-Volken haben per 

2016 zu der Kirchgemeinde Flaachtal fusioniert. 

Die drei Projekte sind bereits umgesetzt oder haben schon konkrete Konturen angenommen. Damit 

stellt sich die Frage, wie Stammheim in den Reformprozess einbezogen werden kann. Offen bleiben 

zudem die zukünftigen Strukturen im Gebiet An1.  

Im Folgenden werden die Stellungnahmen der einzelnen Vertretungen der KG nach geplanter Ein-

heit im Reformplan präsentiert.  

An1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Andelfingen ZA-Vertrag nein Andelfingen und Henggart sind für bedarfsgerechte ZA, 

Henggart evtl. auch für ZA mit Dorf, Flaachtal möchte 

nach ihrer Fusion zusammenwachsen, ist für spätere ZA 

mit Dorf, sieht jedoch zu weite Distanz nach Andelfin-

gen und Henggart. Dorf ist gegenüber einer Fusion 

offen, ohne anzugeben, mit wem. 

Dorf Fusion ja 

Flaachtal Fusion ja 

Henggart ZA-Vertrag nein 

 

An2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Ossingen ZA-Vertrag nein Ossingen und Trüllikon-Truttikon für Projekt Weinland 

Mitte. Stammheim war eingeladen in Projekt, Stamm-

heim ist aber Gebiet zu gross, für Eigenständigkeit und 

nur ZA in An2. 

Stammheim ZA-Vertrag ja 

Trüllikon-Truttikon ZA-Vertrag nein 

 

An3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Benken ZA-Vertrag nein 
Benken, Marthalen und Rheinau-Ellikon für Projekt 

Weinland Mitte. Feuerthalen und Laufen a. R. bewähr-

te, enge ZA und für ZA-Vertrag zu zweit, da Orientie-

rung mehr nach Schaffhausen, aber offen für punktuelle 

ZA in An3. 

Feuerthalen ZA-Vertrag nein 

Laufen am Rheinfall ZA-Vertrag nein 

Marthalen ZA-Vertrag nein 

Rheinau-Ellikon ZA-Vertrag nein 
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Abbildung 8: Konkrete/realisierte Fusions- (grün) oder Zusammenarbeitsprojekte (blau) 

 

 

Bezirk Bülach 

13 Vertretungen von sämtlichen 12 Kirchgemeinden im Bezirk Bülach (gemäss Reformplan) haben 

sich an der Vernehmlassung beteiligt. Von der KG Wil-Hüntwangen-Wasterkingen haben sich die 

Kirchenpflege und der Gemeindekonvent separat beteiligt, wobei die Kirchenpflege den Gemein-

dekonvent zur Beantwortung auch miteinbezogen hat. Ebenfalls teilgenommen haben die BKP und 

das Pfarrkapitel des Bezirks sowie das Diakonatskapitel Zürich-Unterland. Insgesamt ergaben die 

Rückmeldungen im Bezirk Bülach die folgenden Ergebnisse: 
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angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

5 Fusion 3 ja 

5 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 2) 8 nein 

0 KG-Verband 2 keine Antwort, ungültig 

1 mehrere angegeben  

2 keine Antwort   

BKP:  keine favorisierte Form  nein 

Pfarrkapitel: ZA-Vertrag  nein 

Diakonatskapitel: keine favorisierte Form  nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Bülach aktuell folgende Projekte bezüglich einer 

vertieften Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeinden Embrach und Lufingen sind in konkreten Gesprächen für eine Fusion (tür-

kis). 13 Die Kirchgemeindeversammlungen sollen im März 2017 über die Weiterführung des Pro-

zesses und damit über die Ausarbeitung der Kirchgemeindeordnung für eine Fusion entschei-

den. 

- Die Kirchgemeinden Bassersdorf-Nürensdorf, Dietlikon, Kloten, Opfikon, Wallisellen (Bü4) und 

Wangen-Brüttisellen (Us4) prüfen im Projekt „Kirchgemeinde Hardwald“ mögliche Formen der 

Zusammenarbeit (blau). Gemäss Stellungnahme hat sich Bassersdorf-Nürensdorf aber aus dem 

Projekt zurückgezogen und sucht die Zusammenarbeit mit Lindau und Brütten (beide Pf1). Die 

Form der Zusammenarbeit und welche der anderen Kirchgemeinden sich beteiligen werden, ist 

noch offen14.  

- Die Kirchgemeinden Rafz, Wil-Hüntwangen, Rorbas-Freienstein-Teufen, Embrach-Oberembrach 

und Bülach prüfen im Projekt „Rhyland“ mögliche Formen der Zusammenarbeit (beige). 

Bis auf das „Fusionprojekt“ Embrach-Lufingen gehen aus den anderen Projekten zum aktuellen 

Zeitpunkt noch keine klaren zukünftigen Strukturen hervor. Das Projekt „Rhyland“ überschneidet 

sich zudem mit anderen Projekten oder bereits bestehender Zusammenarbeiten, ohne dass je-

weils alle Kirchgemeinden einbezogen wären. So arbeiten die Kirchgemeinden aus Bü3 bereits 

heute mit Glattfelden (Di4) und Buchberg-Rüdlingen (SH) zusammen (violett). Bei den Projekten 

werden somit nicht nur die Grenzen der vorgeschlagenen Gebilde in Frage gestellt, sondern auch 

Kirchgemeinden über die Bezirks- und Kantonsgrenze einbezogen.  

Bü1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Bülach keine Antwort k.A. 

Bülach neben Eigenständigkeit auch offen für ZA bis 

Fusion mit anderen KG. Ist im Projekt „Rhyland“ betei-

ligt. 

 

                                                             

13
  http://www.ref-embrach.ch/content/e12624/e1955/, Stand 13.02.2017. 

14
  https://www.projekt-kirchgemeindehardwald.ch/, Stand 13.02.2017. 
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Bü2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Embrach-Oberembrach Fusion ja Embrach-Oberembrach und Lufingen planen Fusion, 

wären auch offen für Bü2, Rorbas-Freienstein-Teufen 

nur für ZA-Vertrag, Bü2 für sie zu klein, prüft ZA mit KG 

(inkl. Embrach-Oberembrach) in Projekt „Rhyland“. 

Lufingen Fusion nein 

Rorbas-Freienstein-

Teufen 
ZA-Vertrag nein 

 

Bü3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Eglisau ZA-Vertrag nein 
KG alle für ZA in Bü3, sehen aber teilweise grössere 

Gebilde. Eglisau und Wil-Hüntwangen-Wasterkingen 

(Konvent) auch für Glattfelden (Di4) und Buchberg-

Rüdlingen (SH) da bisher schon ZA gepflegt wurde, Rafz 

und Wil-Hüntwangen-Wasterkingen zudem im Projekt 

„Rhyland“ beteiligt. 

Rafz Fusion nein 

Wil-Hüntwangen-

Wasterkingen 

(KPF+Konvent) 

keine Antwort ja 

Wil-Hüntwangen-

Wasterkingen (Konvent) 
ZA-Vertrag nein 

 

Bü4 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Bassersdorf-Nürensdorf Fusion nein Alle KG aus Bü4 und Wangen-Brüttisellen (Us4) in Pro-

jekt „KG Hardwald“. Bassersdorf-Nürensdorf zieht sich 

aber zurück aus „KG Hardwald, und ist stattdessen für 

ZA mit Brütten und Lindau (beide Pf1). Für Kloten und 

Dietlikon ist das Gebiet der „KG Hardwald“ zu gross. 

Generell ist in „KG Hardwald“ noch offen, welche KG 

wie zusammenarbeiten werden. 

Dietlikon ZA-Vertrag nein 

Kloten ZA-Vertrag nein 

Opfikon Fusion k.A. 

Wallisellen mehrere ja 

 

Bezirk Dielsdorf 

Im Bezirk Dielsdorf beteiligten sich 14 Vertretungen der insgesamt 15 Kirchgemeinden an der Ver-

nehmlassung. Es liegt von sämtlichen Kirchgemeinden eine Stellungnahme vor, da die Kirchge-

meinden aus Di1 (Otelfingen-Boppelsen-Hüttikon, Buchs, Dällikon-Dänikon, Regensdorf) eine ge-

meinsame Stellungnahme sendeten. Zusätzlich beteiligten sich die Kirchenpflege mit Konvent so-

wie das Pfarramt der KG Otelfingen-Boppelsen-Hüttikon je separat. Ebenfalls teilgenommen haben 

die Bezirkskirchenpflege, das Pfarrkapitel sowie das Diakonatskapitel Zürich-Unterland. Insgesamt 

ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Dielsdorf die folgenden Ergebnisse:  
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angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

5 Fusion 5 ja 

4 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 0) 8 nein 

0 KG-Verband 1 keine Antwort, ungültig 

3 mehrere angegeben  

2 keine Antwort   

BKP:  Fusion  nein 

Pfarrkapitel: Fusion  nein 

Diakonatskapitel: keine favorisierte Form  nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Dielsdorf aktuell folgende Projekte bezüglich einer 

vertieften Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeinde Wehntal fusionierte in 2016 aus den KG Niederweningen und Schöfflisdorf-

Oberweningen-Schleinikon. Gemäss der Stellungnahme der Kirchgemeinde des Projekts „Lägern 

Mitte“ waren im Vorfeld dieser Fusion auch die Kirchgemeinden Dielsdorf und Regensberg in-

tensiv an den Gesprächen beteiligt. Die Kirchgemeinden der späteren Kirchgemeinde Wehntal 

zogen sich dann aber zurück. 

- Die Kirchgemeinden Bachs, Stadel und Weiach sind seit längerem in Fusionsgesprächen und 

beschliessen im März 2017 über eine gemeinsame Fusion (türkis).15  

- Die Kirchgemeinden Buchs, Dällikon-Dänikon, Regensdorf und Otelfingen-Boppelsen-Hüttikon 

(blau) planen eine Fusion im Projekt „Synergie Furttal“. 16 Gemäss den Stellungnahmen ist für 

die Kirchgemeinden die Schaffung von Ortskirchen und -kommissionen eine Voraussetzung zur 

Fusion.  

- Die Kirchgemeinden Dielsdorf, Regensberg und Steinmaur-Neerach (beige) prüfen und konzep-

tualisieren eine mögliche Zusammenarbeit im Projekt „Lägern Mitte“. 17 

- Die KG Oberglatt und Rümlang (violett) sprechen sich in den Stellungnahmen beide für einen 

ZA-Vertrag miteinander aus. 

Die einzelnen Projekte grenzen sich gut voneinander ab. Glattfelden orientiert sich zudem an den 

Kirchgemeinden aus Bü3. Damit bleibt einzig die Frage offen, mit wem Niederhalsli-Niederglatt 

mitspannen kann, insbesondere da sich die Kirchgemeinde offen gegenüber einer Fusion äussert.  

                                                             

15
 reformiert.stadel, 2.2 vom 10. Februar 2017. 

16
  http://www.syf-kifu.ch/content/, Stand 13.02.3017. 

17
  http://www.kirche-regensberg.ch/content/e12624/e14526/index_ger.html, Stand 13.02.2017. 



 

  22 

Di1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Buchs Fusion ja 
KG aus Di1 für Fusion unter der Bedingung, dass Orts-

kirchen und -kommissionen möglich sind. Gerade von 

KPF+Konvent Otelfingen-Boppelsen-Hüttikon sonst 

keine Zustimmung zu Fusion, Pfarramt Otelfingen-

Boppelsen-Hüttikon für ZA-Vertrag und gegen Vergrös-

serung von Gebilde. 

Dällikon-Dänikon Fusion ja 

Otelfingen-Boppelsen-

Hüttikon (KPF+Konvent) 
mehrere ja 

Otelfingen-Boppelsen-

Hüttikon (Pfarramt) 
ZA-Vertrag nein 

Regensdorf Fusion ja 

 

Di2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Niederhasli-Niederglatt Fusion nein Oberglatt und Rümlang nur für ZA-Vertrag zu zweit. 

Niederhasli-Niederglatt offen für Fusion von Regens-

berg, Dielsdorf, Steinmaur-Neerach und eventuell Di2. 

Oberglatt ZA-Vertrag nein 

Rümlang ZA-Vertrag nein 

 

Di3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Dielsdorf mehrere nein Dielsdorf-Regensberg-Steinmaur-Neerach prüfen ZA in 

Projekt „Lägern Mitte“, ZA mit Wehntal für alle wenn, 

dann später, Dielsdorf auch im Gespräch mit Nieder-

hasli-Niederglatt. Wehntal gerade fusioniert, darauf 

fokussiert.  

Regensberg Fusion nein 

Steinmaur-Neerach ZA-Vertrag nein 

Wehntal keine Antwort k.A. 

 

Di4 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Bachs mehrere ja Bachs, Stadel und Weiach beschliessen im Frühling über 

gemeinsame Fusion, sind grundsätzlich offen für ZA mit 

Glattfelden, Glattfelden für lockere ZA mit Nachbarge-

meinden, arbeitet heute bereits mit Kirchgemeinden 

aus Bü3 zusammen.  

Glattfelden keine Antwort nein 

Stadel Fusion ja 

Weiach Fusion ja 
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Bezirk Dietikon 

Vertretungen aller sechs Kirchgemeinden im Bezirk Dietikon beteiligten sich an der Vernehmlas-

sung. Ebenfalls teilgenommen haben das Pfarrkapitel sowie das Diakonatskapitel Zürich-Unterland. 

Insgesamt ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Dietikon die folgenden Ergebnisse:  

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

0 Fusion 0 ja 

6 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 4) 5 nein 

0 KG-Verband 1 keine Antwort, ungültig 

0 mehrere angegeben  

0 keine Antwort   

BKP:  keine Stellungnahme   

Pfarrkapitel: ZA-Vertrag  nein 

Diakonatskapitel: keine favorisierte Form  nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Dietikon keine laufenden Projekte hinsichtlich einer 

vertieften Zusammenarbeit oder Fusion. Sämtliche Kirchgemeinden haben sich aber als offen für 

bedarfsgerechte Zusammenarbeit im gesamten Bezirk geäussert. Erste Zusammenarbeiten gibt es 

bereits: Dk1 hat einen gemeinsamen Kirchengemeindeschreiber und eine gemeinsame Kirchenge-

meindezeitung und strebt eine Zusammenlegung der Erwachsenenbildung sowie des Kultur- und 

Musikprogrammes an. In Dk2 finden regelmässig gemeinsame Präsidiensitzungen statt. 

Im Folgenden werden die Stellungnahmen der einzelnen Vertretungen der KG nach geplanter Ein-

heit im Reformplan präsentiert. 

Dk1 

Form ZA 

Reform-

plan Erläuterungen 

Birmensdorf-Aesch ZA-Vertrag k.A. Birmensdorf-Aesch für enge ZA mit Urdorf, offen für ZA 

mit anderen KG des Bezirks, Urdorf und Uitikon für 

punktuelle ZA in Bezirk. 
Uitikon ZA-Vertrag nein 

Urdorf ZA-Vertrag nein 

 

Dk2 

Form ZA 

Reform-

plan Erläuterungen 

Dietikon ZA-Vertrag nein Dietikon und Schlieren für ZA im Bezirk, Weiningen: 

Kirchenpflege auch für ZA im Bezirk, Konvent für ZA in 

Dk2. 
Schlieren ZA-Vertrag nein 

Weiningen ZA-Vertrag nein 

 

Bezirk Hinwil 

13 Vertretungen von sämtlichen 12 Kirchgemeinden im Bezirk Hinwil (gemäss Reformplan) haben 

sich an der Vernehmlassung beteiligt. Von der Kirchgemeinde Gossau haben sich die Kirchenpflege 

und der Gemeindekonvent separat beteiligt, wobei die Kirchenpflege den Gemeindekonvent zur 

Beantwortung auch miteinbezogen hat. Ebenfalls teilgenommen haben die Bezirkskirchenpflege 
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und das Pfarrkapitel des Bezirks sowie das Diakonatskapitel Zürich Oberland. Insgesamt ergaben 

die Rückmeldungen im Bezirk Hinwil die folgenden Ergebnisse: 

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

4 Fusion 3 ja 

5 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 0) 10 nein 

1 KG-Verband 0 keine Antwort, ungültig 

2 mehrere angegeben  

1 keine Antwort   

BKP:  KG-Verbund  nein 

Pfarrkapitel: ZA-Vertrag  nein 

Diakonatskapitel: keine favorisierte Form  nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Hinwil aktuell folgende Projekte zu einer vertieften 

Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die KG Bauma-Sternenberg, Fischenthal und Bäretswil (türkis) verfolgen ein Projekt zur Zusam-

menarbeit in der Kirchgemeinde „Ghöch“. 18 

- Im gesamten Bezirk lief eine Projektarbeit zur Überprüfung von Formen der Zusammenarbeit. 

Es resultierten zwei Modellvorschläge: ein Kirchgemeindebund (sog. Modell A) oder eine Regio-

nalkirchgemeinde (sog. Modell B). Gemäss den Angaben der Projektwebseite sind die Weiter-

entwicklungen im Moment pausiert. In einer Abstimmung befürwortete die Mehrheit der Kirch-

gemeinden gemäss der Bezirkskirchenpflege Hinwil einen Kirchgemeindebund. Eine Regional-

kirchgemeinde, ein Zusammenschluss gemäss Reformplan oder die Eigenständigkeit sind weite-

re Präferenzen. 19  

Ausser das Projekt Kirchgemeinde „Ghöch“ ist die Situation bezüglich zukünftiger Strukturen im 

Bezirk Hinwil allgemein noch sehr offen. Wetzikon orientiert sich zudem eher über die Bezirksgren-

ze hinaus. Auch Grüningen kann sich Zusammenarbeit über die Bezirksgrenze vorstellen. Im Fol-

genden werden die Stellungnahmen der einzelnen Vertretungen der KG nach geplanter Einheit im 

Reformplan präsentiert. 

Hi1 

 Form ZA 

Reform-

plan Erläuterungen 

Hinwil Eigenständig nein Wetzikon ist für Fusion um Pfäffikersee oder Richtung 

Gossau, Grüningen, Seegräben, Hinwil für Eigenständig-

keit ohne vertragliche ZA. Wetzikon Fusion nein 

 

                                                             

18
  http://www.refkirche-baeretswil.ch/content/e14910/index_ger.html, Stand 13.02.2017. 

19
  https://www.kirche-bezirk-hinwil.ch/kgplus_detailliert, Stand 13.02.2017. 
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Hi2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Bubikon KG-Verband nein 
Bubikon offen für ZA mit Gemeinden der Region, Rüti 

keine Angaben zu welchen Gemeinden ZA, Wald für 

verbindliche ZA mit Hi2 und allenfalls Fischenthal. 

Dürnten Fusion ja 

Rüti ZA-Vertrag nein 

Wald ZA-Vertrag nein 

 

Hi3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Gossau (KPF+Konvent) mehrere nein 
Gossau für ZA-Vertrag, Fusion (KPF) oder KG-Verband 

(Konvent) mit noch unklaren KG, Seegräben für Grünin-

gen, Gossau, Wetzikon, Seegräben; Grüningen für be-

zirksweite Lösung oder Grüningen, Gossau, Wetzikon, 

Hombrechtikon, Bubikon, Oetwil, Dürnten, Seegräben. 

Gossau (Konvent) mehrere nein 

Grüningen Fusion nein 

Seegräben ZA-Vertrag nein 

 

Hi4 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Bäretswil Fusion ja Die drei KG streben enge ZA in „KG Ghöch“ an, Bauma-

Sternenberg und Fischenthal sehen ZA-Vertrag nicht als 

Zwischenschritt zu Fusion. 

Bauma-Sternenberg ZA-Vertrag ja 

Fischenthal ZA-Vertrag ja 

 

Bezirk Horgen 

12 Vertretungen von 11 der 12 Kirchgemeinden im Bezirk Horgen (gemäss Reformplan) haben sich 

an der Vernehmlassung beteiligt. Von der Kirchgemeinde Adliswil haben sich die Kirchenpflege und 

der Gemeindekonvent separat beteiligt, wobei die Kirchenpflege den Gemeindekonvent zur Be-

antwortung auch miteinbezogen hat. Ebenfalls teilgenommen haben die Bezirkskirchenpflege und 

das Pfarrkapitel des Bezirks sowie das Diakonatskapitel Zürichsee. Daneben haben sich auch 6 Visi-

tatoren und Visitatorinnen beteiligt. Insgesamt ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Horgen die 

folgenden Ergebnisse: 

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

6 Fusion 1 ja 

5 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 0) 11 nein 

 KG-Verband  keine Antwort, ungültig 

1 mehrere angegeben  

 keine Antwort   

BKP:  ZA-Vertrag  nein 

Pfarrkapitel: ZA-Vertrag  keine Antwort 

Diakonatskapitel: Fusion  keine Antwort 
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Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Horgen aktuell folgende Projekte hinsichtlich einer 

vertieften Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeindeversammlungen in Horgen und Hirzel (türkis) haben einen Zusammenschluss 

der beiden Gemeinden genehmigt, der per 2018 stattfinden soll20. Die KG Horgen, Hirzel, Ober-

rieden und Thalwil (HHOT, H2OT, helltürkis) haben gemeinsame Zusammenarbeitsverträge bis 

Ende 2018, danach ist es offen, wie es weitergeht.  

- Die KG Kilchberg, Langnau a.A., Adliswil und Rüschlikon (blau) verfolgen unter dem Akronym 

KLAR eine enge Zusammenarbeit. Vermutlich wird eine Fusion in Zwischenschritten geschehen. 

Verhandlungsmandate für Fusionen von Rüschlikon-Kilchberg und Langnau-Adliswil liegen vor21. 

- Die Kirchgemeinden Schönenberg und Hütten (beige) schliessen sich per 2018 zusammen. In 

einem späteren Schritt ist auch eine Zusammenarbeit mit den anderen Kirchgemeinden aus Ho3 

vorstellbar (für alle). 

Die einzelnen Projekte grenzen sich gut voneinander ab. Die beiden Fusionsprojekte sind zudem 

offen für die Zusammenarbeit mit weiteren Kirchgemeinden, weshalb keine Kirchgemeinde im 

Bezirk Horgen alleine dasteht.  

Ho1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Adliswil (KPF+Konvent) Fusion nein 
Adliswil und Langnau a.A. für Fusion miteinander und 

enge ZA in KLAR-Gemeinden, Kilchberg und Rüschlikon 

Verhandlungsmandat für ZA-Vertrag, auch für ZA in 

KLAR-Gemeinden. Thalwil befristeter ZA-Vertrag mit 

H2OT-Gemeinden bis Ende 2018, danach offen (Hirzel, 

Horgen, Oberrieden, Thalwil).  

Adliswil (Konvent) Fusion nein 

Kilchberg ZA-Vertrag nein 

Langnau am Albis Fusion nein 

Rüschlikon ZA-Vertrag nein 

Thalwil ZA-Vertrag nein 

 

Ho2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Hirzel keine Stellungnahme Fusion Horgen-Hirzel per 2018, Horgen für Fusion und 

ZA-Vertrag, Hirzel, Horgen, Oberrieden und Thalwil 

haben ZA-Vertrag bis Ende 2018.  

Horgen mehrere nein 

Oberrieden ZA-Vertrag nein 

 

Ho3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Hütten Fusion nein 
Alle KG sind prinzipiell offen für ZA in Ho3, Schönen-

berg-Hütten möchten erst ihre Fusion abwarten (per 

2018). 

Richterswil ZA-Vertrag nein 

Schönenberg Fusion nein 

Wädenswil Fusion ja 

 

                                                             

20
  http://refhorgen.ch/horgen-hirzel, https://www.kirche-thalwil.ch/bericht/1088, Stand 13.02.2017. 

21
  http://www.reformiert-langnau.ch/content/e309/e2524/e5332/, Stand 13.02.2017. 
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Bezirk Meilen 

Die Vertretungen von sämtlichen 11 Kirchgemeinden im Bezirk Meilen (gemäss Reformplan) haben 

sich an der Vernehmlassung beteiligt. Ebenfalls teilgenommen haben die Bezirkskirchenpfege und 

das Pfarrkapitel des Bezirks sowie das Diakonatskapitel Zürichsee. Insgesamt ergaben die Rückmel-

dungen im Bezirk Meilen die folgenden Ergebnisse: 

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

1 Fusion 5 ja 

3 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 1) 5 nein 

1 KG-Verband 1 keine Antwort, ungültig 

5 mehrere angegeben  

1 keine Antwort   

BKP:  Fusion  nein 

Pfarrkapitel: Fusion  nein 

Diakonatskapitel: Fusion  keine Antwort 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Meilen aktuell folgende Projekte zu einer vertieften 

Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeinden Erlenbach, Herrliberg, Küsnacht, Zollikon und Zumikon (türkis) arbeiten 

bereits seit November 2014 in der Kooperation 5+ zusammen. Die künftige Form der Zusam-

menarbeit ist aber noch offen, wobei eine Fusion oder ein Kirchgemeindeverband diskutiert 

werden. 22 

- Die Kichgemeinden Hombrechtikon, Männedorf, Stäfa und Uetikon (blau) haben ein gemeinsa-

mes Projekt zur Zusammenarbeit gestartet. Die Form der Zusammenarbeit ist noch offen. 

Während der Reformplan die Zusammenarbeitssituation innerhalb von Me1 gut abdeckt, über-

schneidet das zweite Projekt die vorgesehenen Einheitsgrenzen. Meilen bleibt alleine, kann sich 

aber eine bedarfsgerechte Zusammenarbeit vorstellen. Offen ist, ob und mit wem Oetwil am See 

eine Annäherung mit Kirchgemeinden aus den Bezirken Uster oder Hinwil anstreben will oder kann.   

Im Folgenden werden die Stellungnahmen der einzelnen Vertretungen der KG nach geplanter Ein-

heit im Reformplan präsentiert. 

Me1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Erlenbach KG-Verband ja 

alle KG von Me1 beteiligt in Projekt 5+. Form der ZA 

noch unklar, wahrscheinlich Fusion oder KG-Verband, 

Zollikon und Zumikon für KG-Verband oder Fusion. 

Herrliberg Fusion ja 

Küsnacht keine Antwort ja 

Zollikon mehrere ja 

Zumikon mehrere ja 

 

                                                             

22
  http://www.kirche-erlenbach.ch/content/e12740/e15906/, Stand 13.02.2017. 
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Me2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Männedorf mehrere nein Meilen für Eigenständigkeit, offen für situative ZA-

Verträge in Teilbereichen, Männedorf und Uetikon 

haben ZA-Projekt mit Hombrechtikon und Stäfa. Män-

nedorf für ZA-Vertrag dann Fusion, Uetikon für Fusion 

oder KG-Verband 

Meilen ZA-Vertrag nein 

Uetikon am See mehrere nein 

 

Me3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Hombrechtikon ZA-Vertrag nein Oetwil für Eigenständigkeit wegen anderer Sozialstruk-

tur als Seegemeinden; Hombrechtikon und Stäfa haben 

ZA-Projekt mit Männedorf und Uetikon. Stäfa für ZA-

Vertrag, KG-Verband oder interkomm. Anstalt. 

Oetwil am See ZA-Vertrag nein 

Stäfa keine Antwort k.A. 

 

Bezirk Pfäffikon 

Insgesamt 10 Vertretungen von sämtlichen 9 Kirchgemeinden im Bezirk Pfäffikon (gemäss Reform-

plan) haben sich an der Vernehmlassung beteiligt. In Fehraltorf hat sich der Gemeindekonvent 

separat beteiligt, obwohl er auch gemäss Antwort der Kirchenpflege miteinbezogen worden ist. 

Ebenfalls teilgenommen haben die Bezirkskirchenpflege und das Pfarrkapitel des Bezirks sowie das 

Diakonatskapitel Zürich Oberland. Insgesamt ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Pfäffikon die 

folgenden Ergebnisse: 

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

3 Fusion 3 ja 

5 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 3) 5 nein 

0 KG-Verband 2 keine Antwort, ungültig 

2 mehrere angegeben  

0 keine Antwort   

BKP:  Fusion  nein 

Pfarrkapitel: Zusammenarbeitsvertrag  nein 

Diakonatskapitel: keine favorisierte Form  nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Pfäffikon aktuell folgendes Projekt zu einer vertief-

ten Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeinden Fehraltorf, Hittnau, Pfäffikon, Russikon und Weisslingen (türkis) – und da-

mit alle Kirchgemeinden aus Pf2 – arbeiten im Projekt O5 eng zusammen, um zukünftige For-

men der Zusammenarbeit zu prüfen. Wer mit wem in welcher Form ist allerdings noch offen.  

Der Reformprozess im Bezirks Pfäffikon ist allgemein noch in einem offenen Stadium. Während das 

Projekt O5 die vorgeschlagenen Gebietseinheit Pf2 abdeckt, prüfen die Kirchgemeinden aus Pf1 

mögliche Zusammenarbeitsformen über die Gebietseinheit oder den Bezirk hinaus. Im Folgenden 

werden die Stellungnahmen der einzelnen Vertretungen der KG nach geplanter Einheit im Reform-

plan präsentiert. 
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Pf1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Brütten ZA-Vertrag nein Brütten und Lindau für ZA von Brütten, Lindau, Bassers-

dorf-Nürensdorf, (Lindau nur Nürensdorf), Kyburg für 

zielgruppenorientierte ZA mit Weisslingen, Winterthur, 

Illnau-Effretikon, Illnau-Effretikon offen für Pf1 und 

Weisslingen 

Illnau-Effretikon Fusion ja 

Kyburg ZA-Vertrag nein 

Lindau Fusion nein 

 

Pf2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Fehraltorf (KPF+Konvent) Fusion ja 

KG alle im Gespräch in Projekt O5 (Pf2), Pfäffikon und 

Weisslingen aber für kleinere Gebilde als Pf2, wer wie 

zusammenarbeitet in O5 noch offen. Pfäffikon und 

Russikon können sich ZA-Vertrag oder Fusion vorstellen. 

Fehraltorf (Konvent) ZA-Vertrag k.A. 

Hittnau ZA-Vertrag ja 

Pfäffikon mehrere k.A. 

Russikon mehrere ja 

Weisslingen ZA-Vertrag ja 

 

Bezirk Uster 

Vertretungen von sämtlichen 10 Kirchgemeinden im Bezirk Uster (gemäss Reformplan) haben sich 

an der Vernehmlassung beteiligt. Ebenfalls teilgenommen hat das Diakonatskapitel Zürich Ober-

land. Keine Stellungnahme sendeten die Bezirkskirchenpflege und das Pfarrkapitel Uster. Insgesamt 

ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Uster die folgenden Ergebnisse: 

angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

3 Fusion 3 ja 

6 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 4) 6 nein 

0 KG-Verband 1 keine Antwort, ungültig 

0 mehrere angegeben 

1 keine Antwort   

BKP:  keine Stellungnahme 

Pfarrkapitel: keine Stellungnahme 

Diakonatskapitel: keine Form favorisiert nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es im Bezirk Uster aktuell die folgenden Projekte zu einer vertief-

ten Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Die Kirchgemeindeversammlungen Dübendorf und Schwerzenbach (türkis) haben eine Fusion 

der Kirchgemeinden genehmigt. Die Fusion ist per 2018 geplant23. 

- Die Kirchgemeindeversammlungen von Uster und Greifensee (blau) haben beschlossen, einen 

Zusammenarbeitsvertrag bis Juni 2017 auszuarbeiten24.  

                                                             

23
  http://www.schwerzenbach.ch/kirche/de/aktuelles/neuigkeiten/welcome.php?action=showinfo&info_id=4772, 

Stand 13.02.2017. 
24

  http://www.ref-greifensee.ch/p160001072.html, Stand 13.02.2017. 
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- Wangen-Brüttisellen nimmt neben sechs Gemeinden des Bezirks Bülach am Projekt KG+ Hard-

wald25 teil. 

Neben den drei Projekten ist der Reformprozess in den übrigen Kirchgemeinden aus dem Bezirk 

Uster noch offen. In der Region Us3 werden verschiedene Varianten aufgeführt, wobei auch über 

die Einheits- und Bezirksgrenze geschaut wird. Wangen-Brüttisellen orientiert sich bereits jetzt 

über die Bezirksgrenze.  

Us1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Greifensee ZA-Vertrag ja Greifensee und Uster arbeiten bis Juni 2017 einen ZA-

Vertrag aus, beide ZA-Vertrag möglicher Zwischen-

schritt zu Fusion Uster ZA-Vertrag ja 

 

Us2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Dübendorf Fusion k.A. Dübendorf und Schwerzenbach haben Fusion beschlos-

sen und möchten abwarten bzgl. weiterer ZA, Fällanden 

offen für ZA in Us2. 

Fällanden ZA-Vertrag ja 

Schwerzenbach Fusion nein 

 

Us3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Egg Fusion nein Mönchaltorf für Eigenständigkeit, ZA mit Egg, Uster, 

Gossau, Egg für Fusion zu Grossgemeinde (Us3, Me2, 

Me3, evtl. Me1), Maur für Eigenständigkeit, evtl. ZA mit 

Egg 

Maur ZA-Vertrag nein 

Mönchaltorf ZA-Vertrag nein 

 

Us4 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Volketswil keine Antwort nein Wangen-Brüttisellen in KG+ Hardwald, Volketswil offen 

für ZA mit Us2. Wangen-Brüttisellen ZA-Vertrag nein 

 

Bezirk Winterthur 

Von den im Reformplan gezeichneten 25 Kirchgemeinden beteiligten sich im Bezirk Winterthur 24 

Vertretungen von Kirchgemeinden an der Vernehmlassung. Ebenfalls teilgenommen haben das 

Pfarrkapitel, die Bezirkskirchenpflege sowie das Diakonatskapitel Winterthur-Andelfingen. Insge-

samt ergaben die Rückmeldungen im Bezirk Winterthur die folgenden Ergebnisse:  

                                                             

25
  https://www.projekt-kirchgemeindehardwald.ch/, Stand 13.02.2017. 
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angestrebte Form der Zusammenarbeit Reformplan einverstanden 

8 Fusion 9 ja 

8 ZA-Vertrag (Zwischenschritt zu Fusion: 2) 15 nein 

2 KG-Verband 0 keine Antwort, ungültig 

3 mehrere angegeben 

3 keine Antwort   

BKP:  ZA-Vertrag nein 

Pfarrkapitel: keine Form favorisiert nein 

Diakonatskapitel: keine Form favorisiert nein 

 

Gemäss den Stellungnahmen gibt es in diesem Bezirk aktuell die folgenden Projekte hinsichtlich 

einer vertieften Zusammenarbeit oder Fusion: 

- Elgg, Elsau und Schlatt (blau) planen eine Fusion, gemäss Angaben circa per 2019 bis 2021. 

- Turbenthal und Wila (beige) planen ebenfalls eine Fusion. 

- Wildberg und Zell (violett) arbeiten heute schon zusammen und möchten eine noch enge Zu-

sammenarbeit. Zell sieht dies als Zwischenschritt zur Fusion, Wildberg ist diesbezüglich noch 

skeptischer.  

- Altikon-Thalheim-Ellikon, Dinhard, Rickenbach (zusammen Wi8), Seuzach, Hettlingen, Dägerlen 

(zusammen Wi7) und Wiesendangen prüfen im Projekt KG+ Winti-Nord mögliche Formen der 

Zusammenarbeit (türkis). Ausgang noch offen. 

- Dättlikon und Pfungen (rot) haben ihr Fusionsprojekt abgebrochen aufgrund des Entscheides 

der Synode, keinen Kredit für die Entschuldung von fusionierten Kirchgemeinen zu sprechen. 

Nun ist weiterhin eine enge Zusammenarbeit geplant, wobei auch grössere Gebilde geprüft 

werden. 26  

- Die Kirchgemeinden der Stadt Winterthur sind bereits zu einem Stadtverband organisiert. Alle 

sind für eine verstärkte Zusammenarbeit innerhalb der Stadt Winterthur, wobei die Form noch 

offen ist.  

Insgesamt grenzen sich die einzelnen Projekte im Bezirk Winterthur gut voneinander ab. Auch 

wenn sich noch nicht überall klare zukünftige Strukturen abzeichnen, sind im ganzen Bezirk Bestre-

bungen im Gange, die Zusammenarbeit zwischen Kirchgemeinden verbindlicher zu gestalten. Die 

vorgeschlagenen Einheiten decken sich zudem relativ gut mit den von den Kirchgemeinden favori-

sierten Gebilden, auch wenn im Einzelfall kleinere oder grössere Gebilde angestrebt werden.  

Wi1 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan? 
Erläuterungen 

Winterthur Veltheim KG-Verband nein Veltheim für starken Stadtverband, Teilfusionen als 

Möglichkeit darin. Wülflingen für Fusion gesamter 

Stadtverband Winterthur. Winterthur Wülflingen Fusion ja 

 

                                                             

26
  http://www.ref-pfungen.ch/content/e12624/e14610/index_ger.html, Stand: 13.02.2017. 
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Wi2 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Winterthur Mattenbach mehrere nein Alle bevorzugen Stadtgebiet Winterthur. Mattenbach 

für Fusion oder starken Stadtverband. Töss für (Teil-

)Fusion in Stadt oder starken Stadtverband. 

Winterthur Stadt Fusion nein 

Winterthur Töss mehrere nein 

 

Wi3 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Wiesendangen ZA-Vertrag nein Oberwinterthur auch für Stadtverband und offen für 

Zusammenarbeit mit kleineren KG, Seen für Stadtver-

band mit evtl. Teilfusionen, Wiesendangen für Diverses: 

z.B. Kooperation mit Oberwinterthur oder KG+ Winti 

Nord  

Winterthur  

Oberwinterthur 
ZA-Vertrag nein 

Winterthur Seen KG-Verband nein 

 

Wi4 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Sitzberg Eigenständig nein 
Turbenthal und Wila offen für Wi4, haben vorerst zu 

zweit Fusionsprojekt, Wildberg und Zell arbeiten zu-

sammen, evtl. später Fusion (Wildberg noch Vorbehal-

te), Sitzberg für Eigenständigkeit 

Turbenthal Fusion ja 

Wila Fusion ja 

Wildberg ZA-Vertrag nein 

Zell keine Antwort ja 

 

Wi5 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Elgg Fusion ja 
Elgg, Elsau und Schlatt haben Fusionsprojekt, gemäss 

Angaben per circa 2019-2021. 
Elsau Fusion ja 

Schlatt Fusion ja 

 

Wi6 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Dättlikon keine Stellungnahme Abbruch Fusionsprojekt Dättlikon-Pfungen, Pfungen 

offen für ZA in Wi6, aber für grösseres Gebilde als Wi6, 

Neftenbach offen für ZA in Wi6 (ZA-Vertrag oder An-

schl.vertrag.) 

Neftenbach mehrere nein 

Pfungen ZA-Vertrag nein 

 

Wi7 
   

 
Form ZA 

Reform-

plan 
Erläuterungen 

Dägerlen ZA-Vertrag k.A. alle KG sind bei KG+ Winti Nord beteiligt, Seuzach für 

grösseres Gebilde als Wi7, Dägerlen und Hettlingen 

offen für ZA in Wi7. 

Hettlingen k.A. k.A. 

Seuzach ZA-Vertrag nein 
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Wi8 

Form ZA 

Reform-

plan Erläuterungen 

Altikon-Thalheim-Ellikon ZA-Vertrag nein 
alle KG sind bei KG+ Winti Nord beteiligt, Wi8 für alle zu 

klein.  Dinhard Fusion nein 

Rickenbach ZA-Vertrag k.A. 

 

Bezirk Zürich 

An der Vernehmlassung zu KGPlus haben insgesamt 13 Vertretungen der Kirchgemeinden der Stadt 

beziehungsweise des Bezirks Zürich teilgenommen. Die Stellungnahme erfolgte dabei mittels eines 

vorbereiteten, standardisierten Briefes, der von wenigen Teilnehmenden ergänzt wurde. In diesen 

Ergänzungen haben sich die Vertretungen der Kirchgemeinden Witikon sowie Hirzenbach kritisch 

gegenüber einer Kirchgemeinde in der Stadt Zürich ausgesprochen. Ansonsten wurde der Reform-

plan nicht thematisiert. 

Im Bezirk Zürich respektive in den Stadtzürcher Kirchgemeinden läuft bereits seit längerem ein 

Fusionsprojekt. So hat sich die reformierte Stimmbevölkerung der Stadt Zürich mit einer grossen 

Mehrheit am 28. September 2014 für einen Zusammenschluss der 33 Stadtzürcher Kirchgemeinden 

in eine einzige Kirchgemeinde ausgesprochen. Eine neue Struktur soll per 1. Januar 2019 umgesetzt 

werden. Nachdem die Zentralkirchenpflege im November 2016 den Zusammenschlussvertrag ver-

abschiedete, konnten die Stadtzürcher Kirchgemeinden bis im Januar 2017 Stellung zum Zusam-

menschlussvertrag nehmen. Es ist geplant, diesen im Sommer 2017 den Kirchgemeindemitgliedern 

zur Genehmigung vorzulegen. Stimmen zwei Drittel der Verbandsgemeinden dafür, müssen Kir-

chenrat und Kirchensynode über den Zusammenschluss befinden, was für den Herbst 2017 vorge-

sehen ist. 

4.4 Beurteilung des Zeitplans 

Dieses Unterkapitel widmet sich Teil III des Vernahmlassungsbericht, in dem der Zeitplan für KGPlus 

vorgestellt wird. Wie bereits erläutert, geht der Kirchenrat davon aus, dass der Zeitraum bis 2019 

besonders günstig für eine Reorganisation ist. Da die Kirchgemeinden aber unterschiedlich viel Zeit 

benötigen, hat der Kirchenrat vier Zeitfenster definiert, in denen die Synode über Fusionen befin-

den kann. Dies sind die Jahre 2017, 2019, 2021 und 2023. 

4.4.1 Kirchgemeinden 

Kirchgemeinden, die eine Fusion anstreben, wurden in der Vernehmlassung gefragt, in welchem 

der vier vorgeschlagenen Zeitfenster sie voraussichtlich eine Fusion beantragen werden. Zusätzlich 

konnten die Kirchgemeinden auch ein anderes Jahr angeben. Abbildung 9 illustriert, wie die Kirch-

gemeinden diese Frage beantwortet haben und schlüsselt die Antworten nach bevorzugter Form 

der Zusammenarbeit auf. Die Abbildung zeigt, dass mit 70 Kirchgemeinden die Mehrheit diese Fra-

ge gar nicht beantwortete. Die Stellungnahmen lassen darauf schliessen, dass diese Zahl resultier-

te, da die Kirchgemeinden (1) den Zeitrahmen noch nicht abschätzen können, (2) keine oder nicht 

unbedingt eine Fusion anstreben oder (3) einen Zeitplan und besonders die fixen Zeitfenster gene-

rell in Frage stellen. Kirchgemeinden, die hingegen eine Fusion bevorzugen, haben diese Frage nur 

in Ausnahmen nicht beantwortet. Gemäss der Abbildung würden die meisten Kirchgemeinden ihre 

Fusion voraussichtlich in 2021 beantragen. Ähnlich beliebte Zeiträume sind 2023 und 2019. 2017 
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geben fast ausschliesslich Kirchgemeinden als Zeitpunkt an, die eine Fusion bevorzugen. Da diese 

Beobachtung auch in ähnlicher Weise auf 2019 zutrifft, scheinen die früheren Zeitpunkte nur realis-

tisch für jene Kirchgemeinden zu sein, die sich in einem bereits relativ fortgeschrittenen Fusions-

Projekt befinden. Neben den vier Zeitfenstern sehen 5 Kirchgemeinden auch 2020 als einen geeig-

neten Zeitpunkt an. Einzelne Kirchgemeinden nennen zudem 2018 und 2030. 

Abbildung 9: Beurteilung des Zeitplans durch die KG nach favorisierter ZA-Form (N=137)  

 

Bemerkung: inklusive Mehrfachantworten, Kirchgemeinden exkl. Stadt Zürich.  

Zusätzlich zum voraussichtlichen Zeitpunkt des Antrags zur Fusion wurden die Kirchgemeinden in 

einer offenen Frage um ihre allgemeine Beurteilung des Zeitplans gebeten. Da die Antworten auf 

diese Frage deutlich enger gefasst sind als die Antworten zu den Formen der Zusammenarbeit und 

des Reformplans, waren eine verfeinerte Kategorisierung und damit genauere inhaltliche Aussagen 

möglich. Im Generellen lassen die Antworten darauf schliessen, dass die Kirchgemeinden den Zeit-

plan als sehr eng bis zu eng betrachten (32 Nennungen). Ein Zusammenschluss von Kirchgemeinden 

brauche mehr Zeit und Zeitdruck sei kontraproduktiv. Fusionen müssten sorgfältig überlegt und 

geplant werden. Eine fruchtbare, inhaltliche Zusammenarbeit sowie eine Überzeugung und ein 

Mitnehmen der Basis brauche Zeit. Das Gelingen von Fusionen sei daher nicht durch einen straffen 

Zeitplan zu gefährden. Seltener wendeten die Kirchgemeinden zudem auch ein, dass die Ressour-

cen für den gesamten Prozess in einem Milizsystem relativ knapp seien oder durch andere Projek-

te, wie etwa Pfarrwahlen, gebunden seien. Deutlich weniger Kirchgemeinden betrachten den Zeit-

plan als realistisch (14 Nennungen). Etwa die Hälfte dieser Kirchgemeinden befindet sich bereits in 

einem Projekt zur Fusion oder Zusammenarbeit. Zudem relativieren einige Kirchgemeinden, dass 

der Zeitplan vor allem für Kirchgemeinden machbar sei, die klar eine Fusion anstreben. Dies unter-

stützt somit auch die Ausführungen zur Einschätzung des Zeitplans in Abbildung 9.  

Wie bereits die hohe Anzahl an fehlenden Antworten zur geschlossenen Frage zeigen, konnte ein 

beachtlicher Teil der Kirchgemeinden auch den Zeitplan nur bedingt beurteilen. Einerseits gaben 

die Kirchgemeinden an, dass der Zeitplan für sie nicht relevant sei, da sie keine Fusion planen oder 

wünschen (20 Nennungen). Anderseits gaben die Kirchgemeinden auch an, dass ihre zeitliche Pla-

nung noch nicht absehbar sei (32 Nennungen). Auch diese Kirchgemeinden verwiesen darauf, dass 
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ein Prozess des Zusammenarbeiten und Zusammenschliessen Zeit brauche. Zudem ergänzten sie, 

dass sie noch im Findungsprozess von Partnern und Zusammenarbeitsformen sind. Auch möchten 

sie Entscheide von ihren Partnergemeinden, Erfahrungen aus anderen Kirchgemeinden sowie Ent-

scheide betreffend Finanzausgleich, Pfarrstellenzuteilung und weiteren gesetzlichen Grundlagen 

abwarten. Diese Faktoren fliessen schliesslich nicht nur in die Beurteilung von Kirchgemeinden ein, 

die den Zeitpunkt noch nicht abschätzen können. Auch Kirchgemeinden, die bereits weiter im Pro-

zess sind, thematisieren diese Abhängigkeiten. 

Neben dem allgemeinen Zeitrahmen gehen die Kirchgemeinden in ihren Stellungnahmen häufig 

auch auf die Einteilung in vier Zeitfenster ein. Das Vorgehen mit vier Zeitfenstern bezeichneten nur 

einzelne Kirchgemeinden als sinnvoll, während die Mehrheit Kritik an den Zeitfenstern übt (28 

Nennungen). Generell werden die Zeitfenster als einschränkend empfunden und die Kirchgemein-

den fordern mehr Flexibilität der Synode. So solle sie Zusammenschlüsse dann bewilligen, wenn die 

Kirchgemeinden soweit sind. Die Planung eines Zusammenschlusses sei anspruchsvoll und Zeitfens-

ter alle zwei Jahre würden den Prozess nur unnötig bremsen. Teilweise sehen die Kirchgemeinden 

in ihrem eigenen Fall auch bereits einen Termin vor, der in einem Jahr zwischen den Zeitfenstern 

liegt (vgl. Abbildung 9). Einzelne Kirchgemeinden sprechen sich zudem gegen 2019 als besonders 

geeigneten Zeitpunkt aus, da sie besonders die Argumentation zur finanziellen Lage in Frage stel-

len. In Übereinstimmung mit der Einschätzung eines engen Zeitplans wünschen sich auch einzelne 

Kirchgemeinden weitere Zeitfenster. In 5 Nennungen fordern die Kirchgemeinden zudem, dass kein 

Endzeitpunkt für Zusammenschlüsse festzulegen ist und diese auch nach 2023 möglich sein müs-

sen.  

Trotz dieser kritischen Einstellung gegenüber dem Zeithorizont und den Zeitfenstern gibt es insge-

samt nur einzelne Kirchgemeinden, die an der Notwendigkeit eines Zeitplanes im Generellen zwei-

feln. Viele Kirchgemeinden begrüssen es, dass ein – wenn auch ambitionierter – Zeitplan den Pro-

zess forciere (22 Nennungen). Zügige Fusionen, so einige Kirchgemeinden, würden es ermöglichen, 

die Ressourcen wieder anderweitig einzusetzen.  

4.4.2 Gremien 

Wie die Kirchgemeinden wurden auch die Gremien in einer offenen Frage um ihre Beurteilung des 

Zeitplanes gebeten. Die Antworten der Gremien decken sich weitgehend mit denjenigen der Kirch-

gemeinden. Auch in den Gremien überwiegt der Eindruck eines sehr knappen bis zu knappen Zeit-

plans (15 Nennungen). Die Kirchgemeinden benötigten Zeit, um sich anzunähern, um Zusammen-

arbeitsformen auszuprobieren und zu diskutieren sowie die Basis zu überzeugen. Um diese auf-

wändigen Prozesse besser zu bewältigten, forderte eine teilnehmende Organisation auch vermehr-

te Unterstützung der Landeskirchen, etwa in Form eines Standardablaufes bei Fusionen. Nur in 5 

Nennungen betrachteten die Gremien den Zeitplan dagegen als realistisch.  

Im Gegensatz zu den Kirchgemeinden wurde in der Frage für die Gremien zudem explizit auf die 

vier Zeitfenster verwiesen. Die Gremien äussern dieselben Vorbehalte wie die Kirchgemeinden. Sie 

fordern, dass sich der Zeitplan den individuellen Bedürfnissen der Kirchgemeinden anpassen solle 

und Zusammenschlüsse flexibler bewilligt werden sollen, etwa in jährlichen Zeitfenstern. Wiede-

rum hinterfragen sie auch vereinzelt die Argumentation, wonach 2019 ein „einmaliges Zeitfenster“ 

sei. Auch weisen sie darauf hin, dass kein Endzeitpunkt festzulegen sei. Damit verbunden stellten 

die Gremien vereinzelt die Frage, was mit Kirchgemeinden passiere, die sich auch nach 2023 nicht 
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für eine Fusion aussprechen (3 Nennungen). Im Gegensatz zu diesen kritischen Stellungnahmen (11 

Nennungen), befinden aber einige Gremien das Vorgehen mit den vier Zeitfenstern als sinnvoll (6 

Nennungen). 

Ähnlich wie die Kirchgemeinden weisen auch die Gremien auf verschiedene unbekannte Einfluss-

faktoren bei der Beurteilung des Zeitplanes hin (7 Nennungen). Dies sind etwa Entscheide der 

Kirchgemeindeversammlungen, Pfarrwahlen, die Pfarrstellenzuteilung oder der Finanzausgleich. 

Auch Behördenwechsel könnten die Bestrebungen zur Zusammenarbeit ändern. In einzelnen Stel-

lungnahmen weisen die Gremien zudem darauf hin, dass der Zeitplan nur für Fusionen gelte, aber 

zeitliche Vorgaben auch für andere Formen der Zusammenarbeit sinnvoll seien, damit diese Be-

strebungen nicht „im Sand verlaufen würden“. 

4.5 Rückmeldungen zum Reformprozess 

In ihrer Rückmeldung zu den offenen Fragen führten die Kirchgemeinden und Gremien ver-

schiedentlich Bemerkungen an, die sich auf den Reformprozess KGPlus im Allgemeinen oder die 

Vernehmlassung im Besonderen beziehen. Diesen Bemerkungen widmen sich die nächsten beiden 

Unterkapitel. Wie bei den Formen der Zusammenarbeit und dem Reformplan stellen die folgenden 

Abschnitte wiederum einen ersten Einblick in die Stellungnahmen und keine vertiefte Analyse dar. 

4.5.1 Kirchgemeinden 

Die Rückmeldungen der Kirchgemeinden zum Reformprozess lassen sich hauptsächlich zu zwei 

übergreifenden Themen zusammenfassen. Eines dieser beiden Themen ist die in den Rückmeldun-

gen geäusserte Befürchtung der Kirchgemeinden, Fusionen könnten diktiert oder von oben auf 

Druck der Landeskirche erzwungen werden. Diese Befürchtungen äusserten die Kirchgemeinden 

vor allem im Zusammenhang mit dem Reformplan und dem Zeitplan. Als mögliche Druckmittel 

kritisch diskutieren sie namentlich die Pfarrstellenzuteilung und den Finanzausgleich, zu denen 

weder konkrete Lösungsvorschläge noch mögliche Modelle vorliegen würden. Zusammenhängend 

mit der negativen Einstellung gegenüber einem Druck „von oben“ erläutern zudem dieselben oder 

weitere Kirchgemeinden, dass Zusammenarbeits- und Zusammenschlussprojekte „von unten“, von 

der Basis her wachsen sollen.  

Das andere übergreifende Thema in den Rückmeldungen zum Reformprozess ist der starke Fokus 

auf Strukturen und diesbezüglich besonders der Fokus auf Fusionen. So bemängeln die Kirchge-

meinden, dass es im Reformprozess vornehmlich um Organisationsformen der Kirchgemeinden 

gehe, die inhaltlichen Herausforderungen würden nicht beachtet. Verschiedene Teilnehmende 

sehen aber genau diese Herausforderungen als prioritär, strukturelle Fragen hingegen als nachfol-

gend an. Zudem wird in den Rückmeldungen deutlich, dass die Kirchgemeinden zuweilen nicht nur 

den gesamten Prozess als zu fokussiert auf Fusionen erleben, sondern auch die Vernehmlassungs-

unterlagen als unausgewogen sehen. So bemängeln sie, dass die Vorteile der Fusion nicht so ein-

deutig seien, wie beschrieben werde. Etwa stellen sie in Frage, ob die Fusion wirklich zu einer fi-

nanziellen Entlastung führe, da eine Fusion auch eine Professionalisierung und dies wiederum hö-

here Kosten bedeute. Auch diskutieren sie beispielsweise kritisch, ob nur Fusionen zu einer höhe-

ren Innovationskraft führen.  

Neben diesen zwei grossen Themen bemerken einzelne Kirchgemeinden in ihren Rückmeldungen, 

dass der Reformprozess grosse Ressourcen vonseiten der Milizbehörden bindet. Weiter bedanken 
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sich einzelne Kirchgemeinden dafür, Stellung nehmen zu können und begrüssen die Ausweitung auf 

mehrere Zusammenarbeitsformen und Zeitfenster. Auch anerkennt es ein – wenn auch scheinbar 

geringerer – Teil der Kirchgemeinden, dass der Reformprozess forciert wird und betrachtet die 

Wirkung von KGPlus als positiv, indem KGPlus die Realisierung gemeinsamer Projekte und die Be-

reitschaft zur Zusammenarbeit gestärkt hat.  

4.5.2 Gremien 

Die Rückmeldungen der Gremien zum Reformprozess decken sich wie bereits bei anderen Themen 

mit denjenigen der Kirchgemeinden. Auch die Gremien sprechen die Befürchtung an, dass Fusionen 

von oben erzwungen werden und sehen den Fokus der Reform auf Strukturen und insbesondere 

die Fusion als kritisch an. Schliesslich betonen die Gremien ebenfalls, dass die Ressourcen zur Be-

wältigung von KGPlus knapp sind und die normale Tätigkeit der Kirchen dadurch nicht in den Hin-

tergrund rücken darf. In einzelnen Fällen äussern sich die teilnehmenden Gremien besonders kri-

tisch gegenüber dem Reformprozess. Diese Teilnehmenden hinterfragen den Sinn der Vernehmlas-

sung, da die Präferenzen klar bei der Fusion liegen würden und sie die Unterlagen als „tendenziös“ 

empfinden. Eine Bezirkskirchenpflege hat gar den Fragebogen zur Vernehmlassung nicht ausgefüllt, 

weil sie die Fragen als manipulativ empfand.  

 

5 Schlussfolgerungen 

Mit dem Reformprozess KGPlus sollen die Evangelisch-reformierten Kirchgemeinden im Kanton 

Zürich dazu angeregt werden, vermehrt ein verbindliches, übergemeindliches Zusammenwirken 

anzustreben, um dadurch den eigenen Spielraum und die Entwicklungsmöglichkeiten zu vergrös-

sern. Der Kirchenrat hält den Zusammenschluss (Fusion) bestehender Kirchgemeinden zu grösseren 

Kirchgemeinden als die geeignetste Form, um ihren Auftrag auch künftig gut erfüllen zu können, 

stellt aber auch alternative Zusammenarbeitsformen zur Auswahl. Auch die Reformplan-Karte soll 

als Diskussionsgrundlage dienen und zu Vorschlägen für andere Konstellationen herausfordern. 

Trotz dieser signalisierten Offenheit haben manche Kirchgemeinden den Reformprozess zu stark 

auf Fusionen bezogen verstanden, was mitunter zu Abwehrreaktionen gegenüber dem ganzen 

Prozess führte, obschon die Notwendigkeit eines verstärkten Zusammenwirkens der Kirchgemein-

den nicht in Frage gestellt wird.  

Letzteres veranschaulicht, dass die grosse Mehrheit der Kirchgemeinden und weiteren Gremien 

wohl nicht zuletzt dank des bisherigen Reformprozesses Handlungsbedarf erkennt, um auf den 

Mitgliederrückgang und demografischen-gesellschaftlichen Veränderungen reagieren zu können. 

Davon zeugen die vielen Projekte im ganzen Kanton, in deren Rahmen  eine engere Zusammenar-

beit unter Kirchgemeinden oder Fusionen geprüft, vorangetrieben und konkretisiert werden. Her-

vorzuheben sind insbesondere 19 Projekte, die heute so weit vorangeschritten sind, dass die zu-

künftigen neuen Gebilde und Strukturen erkennbar sind (Abbildung 8, Seite 18). Auch wenn sich 

andere Projekte erst in der Prüfungsphase befinden, signalisieren die meisten Kirchgemeinden 

Offenheit gegenüber eines verbindlicheren Zusammenwirkens. Lediglich drei Kirchgemeinden be-

vorzugen auch in Zukunft den Alleingang.  

In der nächsten Phase des Reformprozesses werden der Kirchenrat und die Synode herausgefor-

dert sein, mit viel Fingerspitzengefühl die Balance zu finden zwischen der signalisierten Offenheit 
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für einen Prozess von unten und einer Steuerung von oben. Dies gilt sowohl mit Blick auf die neu zu 

schaffenden Strukturen und Gebilden (Reformplan) wie auch mit Blick auf den Zeitplan. Die Lan-

deskirche muss zudem möglichst schnell Klarheit schaffen, welche Auswirkungen die verschiedenen 

Zusammenarbeitsformen auf die Pfarrstellen und Finanzen der Kirchgemeinden haben werden.  

Was den Reformplan und die zukünftigen Kirchgemeindeeinheiten anbelangt, muss festgehalten 

werden, dass der bisherige Entwurf die Realität mit Ausnahme von einigen Regionen eher schlecht 

abdeckt. Entsprechend muss der Reformplan basierend auf dem neuen Wissensstand durch die 

Vernehmlassung überarbeitet werden. Eine besondere Herausforderung geht dabei aus dem Um-

stand hervor, dass einzelne Kirchgemeinden aufgrund von Fusions- oder Zusammenarbeits-

projekten in den Nachbargemeinden Gefahr laufen, ausgeschlossen zu werden (namentlich 

Stammheim, Sitzberg oder auch Niederhasli-Niederglatt, das gegenüber einer Fusion offen wäre). 

Um die laufenden Prozesse von unten nicht zu bremsen, empfehlen wir, insbesondere die weit 

vorangeschrittenen Projekte dennoch aktiv zu unterstützen und den Reformplan basierend darauf 

neu zu gestalten, auch wenn damit einzelne andere Kirchgemeinden abgeschnitten werden. Damit 

stellt sich aber auch die Frage zum Umgang mit Kirchgemeinden, die den Alleingang bevorzugen 

oder keine Kirchgemeinde als Partner einer zukünftigen Zusammenarbeit finden. Mit Blick auf grös-

sere angestrebte Fusionen wie in der Stadt Zürich oder im Bezirk Affoltern ist zudem zu klären, ob 

diese Fusionen durch die Synode bestimmt werden sollen, wenn zwar eine Mehrheit der Kirchge-

meinden und ihre Mitglieder sich dafür aussprechen, einzelne Kirchgemeinden dies aber ablehnen.   

Eine weitere Herausforderung zur Erstellung eines neuen Reformplans bilden jene Regionen, in 

denen der Reformprozess noch nicht weit vorangeschritten ist, namentlich in den Bezirken Hinwil 

und in Teilen der Bezirke Andelfingen, Uster und Pfäffikon. Insbesondere in der Region Fällanden 

bis Oetwil am See ergeben sich aufgrund bereits bestehender Zusammenarbeitsprojekte begrenzte 

Möglichkeiten für diese Kirchgemeinden. Wir empfehlen, diese Regionen in der Neustrukturierung 

des Reformplans vertieft zu betrachten, wobei idealerweise nochmals der Austausch mit den be-

troffenen Kirchgemeinden gesucht werden kann.  

Insbesondere in diesen Regionen, in denen der Reformprozess noch nicht weit vorangeschritten ist, 

bildet der vom Kirchenrat aufgestellte Zeitplan ein zu enges Korsett. Für jene Kirchgemeinden, die 

eine verbindliche Zusammenarbeit (Zusammenarbeitsvertrag oder Kirchgemeindeverband) anstre-

ben,  ist der Zeitplan (vorerst) zudem nicht von Relevanz, da sich dieser ja ausschliesslich auf Fusio-

nen bezieht. Grundsätzlich ist fraglich, ob der Kirchenrat und die Synode Fusionen tatsächlich nur 

bis ins Jahr 2023 genehmigen können oder wollen, zumal es ja in ihrem Interesse ist, dass sich mög-

lichst viele Kirchgemeinden für eine Fusion entscheiden. Zwar ist der Wunsch verständlich, den 

Reformprozess durch feste Zeitfenster zu beschleunigen. Ein zeitliches Limit widerspricht letztlich 

aber der signalisierten Offenheit gegenüber einer Entwicklung von unten und löst damit auch Ab-

wehrreaktionen hervor. Weiter ist zu berücksichtigen, dass mehrere Kirchgemeinden (laut eigener 

Aussage) abwarten, wie sich der Reformprozess entwickelt. Zudem ist denkbar, dass erfolgreiche 

Beispiele von Kirchgemeindefusionen oder auch Zusammenarbeitsverträge vermehrt dazu führen 

werden, dass andere Kirchgemeinden allfällige Vorbehalte abbauen oder durch ihre Mitglieder zu 

einem Umdenken aufgefordert werden. Einzelne Kirchgemeinden fordern so auch einen Beleg, 

dass Fusionen tatsächlich die vom Kirchenrat propagierte effizienteste Form darstellt, um den 

Spielraum und die Entwicklungsmöglichkeiten der Kirchgemeinden zu vergrössern. Laut Aussage 

des Kirchenrats soll dieser Beleg im nächsten Prozessschritt erbracht werden.  
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Anhang 

A1 Vernehmlassungsfragebogen 

 



 

  40 

 

  



 

  41 

A2 Liste der Vernehmlassungsadressaten 

- Kirchgemeinden 

- Bezirkskirchenpflegen 

- Kapitel der Pfarrer/innen sowie Kapitel der Sozialdiakone/innen 

- weitere Teilnehmende: 

o Pfarrverein des Kantons Zürich 

o Zürcher Kirchenmusikverband 

o Schweizerischer Sigristenverband, Zürcher Sektion 

o Verband des Personals Zürcherischer Evangelisch-reformierter Kirchgemeindeverwaltun-

gen 

o Zürcher Arbeitsgemeinschaft der Sozialdiakone/innen 

o Verband der Kirchenpflegepräsidien 

o Generalvikariat Zürich 

o Synodalrat der Katholischen Kirche im Kanton Zürich 

o Gemeindeamt des Kantons Zürich 

o Gemeindepräsidentenverband des Kantons Zürich 

o Verein Zürcher Gemeindeschreiber und Verwaltungsfachleute 
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A3 Kategoriensystem 

Zusammenarbeitsformen - inhaltliche Kategorien (Themen) 

Fusion: pro / Begründung 

Fusion: contra 

ZA-Vertrag: pro / Begründung 

KG-Verband: pro / Begründung 

versch. Formen ZA möglich 

ZA ohne Vertrag, ad hoc 

Eigenständigkeit 

Form ZA offen 

Herausforderungen Formen ZA 

Formen ZA: anderes 

 

Reformplan - inhaltliche Kategorien (Themen) 

Lösungsvariante / Bemerkungen zu spezifische Gebilde 

Reformplan generell 

 

Zeitplan - inhaltliche Kategorien (Aussagen) 

Zeitplan eng 

Zeitplan realistisch 

keine Fusion geplant / erwünscht 

Zeitpunkt nicht absehbar/offen 

Zeitfenster sinnvoll 

Zeitfenster nicht sinnvoll 

kein Endzeitpunkt setzen 

Prozess braucht Zeit 

Prozess forcieren 

abhängig von Entscheide/ Informationen / andere Kirchgemeinden 

Zeitplan: anderes 
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Prozess - inhaltliche Kategorien (Themen) 

Prozess KG Plus 

KG Plus Vernehmlassung 

 

Prozess - inhaltliche Kategorien (Aussagen) 

Zusammenarbeit muss wachsen, bewähren, Zeit (von unten) 

kein Zwang, kein Druck, Bestrafung (von oben) 

Nähe bzw. Inhalte vor Form/Struktur 

Fokus einseitig: Fusion 

offene Punkte / Entscheide (Pfarrstellen, Finanzausgleich, Haltung andere Kirchgemeinden, Entschul-

dung) 

Land vs. Stadtgemeinden, ortsspezifische Begebenheiten 

Prozess forcieren, Unterstützung wichtig 

KG Plus/Vernehmlassung als Anstoss 

Bemerkung: Diese Kategorien wurden Rückmeldungen zugeordnet, die sich auf den Prozess beziehen, aber teilwei-

se auch auf den Reformplan, Zusammenarbeitsformen oder den Zeitplan. 

 

Weiteres - inhaltliche Kategorien (Themen) 

aktueller Stand Zusammenarbeit/Kirchgemeinde 

Ergänzungen zu geschlossenen Fragen F0/F7 

weiteres / nicht zuordnungsbar 
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A4  Stellungnahme der Stadtzürcher Gemeinden – Beispiel Kirchgemeinde Fraumünster 
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